
47 

Mitteilungsblatt der Behörde für Bildung und Sport 
3 

MBlSchul Nr.6 Montag, den 19. Juni 2006 
 

 
 
 

I N H A L T 

 Verordnung zur Neufassung und Änderung von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
beruflicher Schulen ............................................................................................................................................ 47 

 Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufsschule für Altenpflege (APO-Altpfl) ........................................... 60 

 Grundsätze zur Sicherheit im Schulsport vom 01.08.2006 ................................................................................ 63 

 Richtlinien über die Beurteilung der Beschäftigten der Freien und Hansestadt Hamburg sowie 
Ergänzende Hinweise des Personalamtes ........................................................................................................ 65 

 

 

 

Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20 vom 02.05.2006, S. 189: 
 

Verordnung 
zur Neufassung und Änderung von Ausbildungs- und 

Prüfungsordnungen beruflicher Schulen 
Vom 20. April 2006 

 
 

Inhal tsübersicht  
 

 
Artikel 1 1)

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der teilqualifizierenden Berufsfachschule 

(APO BFS-tq) 
 

Artikel 2 2)

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Berufsvorbereitungsschule 

(APO-BVS) 
 

Artikel 3 3)

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Fachoberschule 

(APO-FOS) 
 

Artikel 4 4) 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz 

(APO-KASS) 
 

Artikel 5 5)

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für berufliche Schulen – Allgemeiner Teil – 

 
Artikel 6 6)

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Fachschulen mit zweijähriger Ausbildungsdauer 

der Fachbereiche Technik, Wirtschaft und Gestaltung 
 

Artikel 7 7)

Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Fachschule für Sozialpädagogik 

und der Fachschule für Heilerziehungspflege 
 

Artikel 8 8)

Änderung der Zeugnisordnung der Berufsschule 
 

Artikel 9 
Schlussbestimmungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
1) wird im SchulR HH unter 3.4.23 abgedruckt 
2) wird im SchulR HH unter 3.2.1 abgedruckt 
3) wird im SchulR HH unter 3.5.1 abgedruckt 
4) wird im SchulR HH unter 3.4.7 abgedruckt 

5) wird im SchulR HH unter 3.1.1 eingearbeitet 
6) wird im SchulR HH unter 3.7.2 eingearbeitet 
7) wird im SchulR HH unter 3.7.6 eingearbeitet 
8) wird im SchulR HH unter 3.3.1 eingearbeitet 



48 

Artikel  1 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

der teilqualifizierenden Berufsfachschule 
(APO BFS-tq) 

 
Auf Grund von § 21 Absatz 2, § 44 Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2 und § 47 
Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 
16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 
29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), und § 1 Nummern 7, 
13, 14, 15 und 16 der Weiterübertragungsverordnung-
Schulrecht vom 9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580), 
geändert am 17. Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird 
verordnet: 
 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt in Verbindung mit der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für berufliche Schulen – Allgemei-
ner Teil (APO-AT) vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183, 
184), geändert am 20. April 2006 (HmbGVBl. S. 189, 
200), in der jeweils geltenden Fassung für die teilqualifi-
zierende Berufsfachschule. 
 

§ 2 
Ziel und Struktur der Ausbildung 

(1) Die teilqualifizierende Berufsfachschule soll zu einem 
dem Realschulabschluss gleichwertigen Abschluss füh-
ren und eine berufliche Grundbildung und Grundzüge 
einer beruflichen Fachbildung in den Fachrichtungen: 
1. Wirtschaft und Verwaltung,  
2. Medientechnik und -gestaltung,  
3. Elektronik und Informationstechnik, 
4. Metall- und Automatisierungstechnik, 
5. Gesundheit, 
6. Gastronomie und Ernährung sowie 
7. Sozialpädagogische Dienstleistungen 
vermitteln. 
 
(2) Die Ausbildung dauert in Vollzeitform zwei Schuljahre. 
Ausbildungen in Teilzeitform dauern entsprechend län-
ger. Die Ausbildung beginnt mit dem Probehalbjahr und 
schließt mit der Abschlussprüfung ab. 
 
(3) Innerhalb der Ausbildung sind in der Regel Praktika, 
die insgesamt sechs Wochen dauern sollen, zu absolvie-
ren.  
 

§ 3 
Zulassung zur Ausbildung 

(1) Zur Ausbildung zugelassen wird, wer  
1. die Hauptschule abgeschlossen oder eine als gleich-

wertig anerkannte Vorbildung erworben hat und nach 
dem Abschlusszeugnis der Hauptschule oder nach 
dem Zeugnis über die als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung über die Fächer Deutsch, Mathematik und 
Englisch mindestens eine Durchschnittsnote von 3,3 
erreicht hat, 

2. das 20. Lebensjahr am 1. August des Schuljahres, in 
dem die Ausbildung begonnen wird, noch nicht voll-
endet hat und 

3. die von der Berufsfachschule in der jeweiligen Fach-
richtung geforderten Anmeldeunterlagen innerhalb 
der von der Schule festgesetzten Anmeldefrist einge-
reicht hat.  

  

(2) Überschreiten Schülerinnen und Schüler die in Ab-
satz 1 Nummer 2 genannte Altersgrenze, können sie in 
begründeten Ausnahmefällen zugelassen werden. Die 
Entscheidung trifft die zuständige Behörde. 

 
§ 4 

Inhalt der Ausbildung 
Die Ausbildung umfasst im  

Lernbereich I  
in der Fachrichtung Wirtschaft und Verwaltung die Unter-

richtsfächer 
Orientierung im Berufsfeld, 
Beschaffung, 
Absatz, 
Personal,  

in der Fachrichtung Medientechnik und -gestaltung die 
Unterrichtsfächer 
Projekt- und Produktmanagement, 
Print und AV-Medienproduktion, 
Multimediaproduktion, 
Veranstaltungsplanung und -durchführung, 

in der Fachrichtung Elektronik und Informationstechnik 
die Unterrichtsfächer 
Elektrotechnische Anlagen, 
Steuerungstechnische Anlagen, 
Informationstechnische Systeme, 

in der Fachrichtung Metall- und Automatisierungstechnik 
die Unterrichtsfächer 
Orientierung im Berufsfeld, 
Fertigungstechnische Prozesse, 
Bauelemente und Baugruppen, 
Automatisierungstechnologie, 

in der Fachrichtung Gesundheit die Unterrichtsfächer 
Orientierung im Berufsfeld, 
Betreuen und Beraten, 
Gesundheit fördern, 
Organisieren und Verwalten, 

in der Fachrichtung Gastronomie und Ernährung die 
Unterrichtsfächer 
Orientierung im Berufsfeld, 
Warenwirtschaft, 
Lebensmittelverarbeitung und Ernährung, 
Verkauf und Service, 

in der Fachrichtung Sozialpädagogische Dienstleistungen 
die Unterrichtsfächer 
Sozialpädagogisches Handeln, 
Bildungsangebote gestalten und anregen, 
Gesundheit erhalten und ökologisch handeln 
 

und im Lernbereich II in sämtlichen Fachrichtungen die 
Unterrichtsfächer 
Sprache und Kommunikation, 
Mathematik, 
Fachenglisch, 
Wirtschaft und Gesellschaft 
sowie Sport. 
 

Die zuständige Behörde kann die Bezeichnung der Un-
terrichtsfächer fortschreiben, soweit sich nicht wesentli-
che Unterrichtsinhalte ändern. 
 

§ 5 
Versetzung 

(1) Der Übergang in das jeweils nächste Schuljahr der 
Ausbildung setzt eine Versetzung voraus. Grundlage der 
Entscheidung über die Versetzung sind die Bewertungen 
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der Leistungen im Jahreszeugnis. Schülerinnen oder 
Schüler werden versetzt, wenn sie in allen Fächern min-
destens ausreichende Leistungen oder für nicht ausrei-
chende Leistungen einen Ausgleich gemäß Absatz 2 
erzielt haben oder nicht ausreichenden Leistungen ge-
mäß Absatz 3 unberücksichtigt bleiben. 
 
(2) Mangelhafte Leistungen in einem Fach werden durch 
mindestens gute Leistungen in einem anderen Fach oder 
befriedigende Leistungen in zwei anderen Fächern aus-
geglichen. Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern wer-
den durch mindestens gute Leistungen in zwei anderen 
Fächern oder mindestens gute Leistungen in einem an-
deren Fach und befriedigende Leistungen in zwei ande-
ren Fächern oder befriedigende Leistungen in vier ande-
ren Fächern ausgeglichen. Mangelhafte Leistungen in 
zwei Fächern des Lernbereichs I, mangelhafte Leistun-
gen in zwei der Fächer Sprache und Kommunikation, 
Mathematik sowie Fachenglisch, mangelhafte Leistungen 
in insgesamt drei Fächern oder ungenügende Leistungen 
in einem Fach können nicht ausgeglichen werden. 
 
(3) Nicht ausreichende Leistungen im Fach Sport bleiben 
unberücksichtigt, wenn sie durch die körperliche Anlage 
der Schülerin oder des Schülers bedingt sind; die Vorla-
ge einer schul- oder amtsärztlichen Bescheinigung kann 
verlangt werden. 
 
(4) Schülerinnen oder Schüler werden ausnahmsweise 
ohne Ausgleich für mangelhafte oder ungenügende Leis-
tungen versetzt, wenn der unzureichende Leistungsstand 
durch längere Krankheit oder andere schwerwiegende 
Belastungen verursacht ist und wenn zu erwarten ist, 
dass sie trotz der Belastungen das Ziel des nächsthöhe-
ren Schuljahres erreichen. 
 

§ 6 
Gliederung und Gegenstand der Abschlussprüfung 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus einem schriftlichen 
und einem mündlichen Teil. 
 
(2) Die schriftliche Prüfung besteht aus einer schriftlichen 
Schwerpunktarbeit im Lernbereich I und schriftlichen 
Arbeiten in den Fächern Sprache und Kommunikation, 
Mathematik sowie Fachenglisch. 
 
(3) Die Schwerpunktsetzung im Lernbereich I erfolgt zu 
Beginn des zweiten Schuljahrs fachrichtungsbezogen 
schulübergreifend und orientiert sich an einem oder meh-
reren Fächern des Lernbereichs I. Für die Bearbeitung 
der Prüfungsaufgabe stehen 180 Minuten zur Verfügung. 
 
(4) Die Prüfungsaufgaben im Lernbereich II werden von 
der zuständigen Behörde zentral gestellt. Für die Bear-
beitung der Prüfungsaufgaben stehen jeweils 135 Minu-
ten zur Verfügung.  
 
(5) Mündlich kann in jedem Unterrichtsfach mit Ausnah-
me des Faches Sport geprüft werden. 
 

§ 7 
Ergebnis der Abschlussprüfung 

Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn der Prüfling in 
sämtlichen Unterrichtsfächern und in der Schwerpunktar-
beit mindestens die Endnote „ausreichend“ erzielt hat 
oder nicht ausreichende Endnoten durch § 5 Absatz 2 
entsprechende Endnoten ausgleichen kann. Nicht aus-
reichende Leistungen im Fach Sport können gemäß § 5 
Absatz 3 unberücksichtigt bleiben. 
 

§ 8 
Abschlusszeugnis 

Im Abschlusszeugnis wird vermerkt: „Dieses Zeugnis 
entspricht in seinen Berechtigungen dem Abschluss-
zeugnis der Realschule.“ 
 

§ 9 
Behinderte Schülerinnen und Schüler 

(1) Die Ausbildung blinder, sehbehinderter und körperbe-
hinderter Schülerinnen und Schülern verlängert sich in 
der Regel um ein Schuljahr auf insgesamt drei Schuljah-
re. Auf Antrag der Schülerin beziehungsweise des Schü-
lers erfolgt die Ausbildung in der regulären Zeit von zwei 
Schuljahren. Die Schule berät die Schülerin beziehungs-
weise den Schüler hinsichtlich der angemessenen Aus-
bildungsdauer. Ein Probehalbjahr ist nicht zu absolvieren. 
 
(2) Der Nachteilsausgleich für blinde, sehbehinderte und 
körperbehinderte Prüflinge erfolgt individuell der vorlie-
genden Behinderung entsprechend. In der Regel verlän-
gert sich die Bearbeitungszeit jeder schriftlichen Prü-
fungsarbeit um eine Zeitstunde.  
 

§ 10 
Prüfung für Externe 

(1) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und ei-
nem mündlichen Teil. Prüfungsfächer sind alle für die 
jeweilige Fachrichtung vorgesehenen Fächer nach § 4 
mit Ausnahme des Faches Sport.  
 
(2) Schriftlich wird in jedem Fach der Lernbereiche I und 
II mit Ausnahme des Faches Wirtschaft und Gesellschaft 
geprüft. Für die Durchführung der schriftlichen Prüfung 
gilt § 6 Absätze 3 und 4 entsprechend. 
 
(3) Mündlich wird in jedem Unterrichtsfach nach § 4 ge-
prüft. In einem Fach der schriftlichen Prüfung wird von 
einer mündlichen Prüfung in der Regel abgesehen, wenn 
der Prüfling in der schriftlichen Prüfung des Faches min-
destens ausreichende Leistungen erbracht hat. In diesem 
Fall kann der Prüfling eine mündliche Prüfung beantra-
gen. Der Antrag ist schriftlich innerhalb von drei Tagen 
nach Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Prü-
fung zu stellen. Zur mündlichen Prüfung wird nicht zuge-
lassen, wer in der schriftlichen Prüfung in drei Fächern 
mangelhafte oder in einem Fach ungenügende Leistun-
gen erbracht hat. In diesem Fall ist die Prüfung für Exter-
ne nicht bestanden. 
 
(4) Für das Ergebnis der Prüfung gilt § 7 entsprechend. 



50 

Artikel  2 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

der Berufsvorbereitungsschule (APO-BVS) 
 
Auf Grund von § 21 Absatz 4, § 44 Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2 und § 47 
Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 
16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 
29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), und § 1 Nummern 7, 
13, 14, 15 und 16 der Weiterübertragungsverordnung-
Schulrecht vom 9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580), 
geändert am 17.Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird ver-
ordnet: 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt in Verbindung mit der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für berufliche Schulen – Allgemei-
ner Teil – (APO-AT) vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. 
S. 183, 184), geändert am 20.  April 2006 (HmbGVBl. 
S.189, 200), in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 2 
Ziele der Berufsvorbereitungsschule 

(1) Schülerinnen und Schüler der Berufsvorbereitungs-
schule werden befähigt, in eine Berufsausbildung oder in 
ein Beschäftigungsverhältnis einzutreten. Die Vermittlung 
der Ausbildungseignung ist vorrangig. 
 
(2) Die Schülerinnen und Schüler können den Abschluss 
der Berufsvorbereitungsschule erwerben. Schülerinnen 
und Schüler, die einen Hauptschulabschluss bezie-
hungsweise einen gleichwertigen Abschluss noch nicht 
erworben haben, können nach erfolgreicher Teilnahme 
an einer Abschlussprüfung einen Abschluss erwerben, 
der den Berechtigungen des Hauptschulabschlusses 
entspricht. 
 
(3) Schülerinnen und Schüler, deren Herkunftssprache 
nicht Deutsch ist, können die für einen erfolgreichen 
Besuch beruflicher Schulen erforderlichen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten in der deutschen Sprache 
erwerben und haben darüber hinaus die Möglichkeit, 
einen Abschluss zu erwerben, der den Berechtigungen 
des Realschulabschlusses entspricht. 
 

§ 3 
Kurse der Berufsvorbereitungsschule 

(1) In der Berufsvorbereitungsschule wird Unterricht in 
Kursen, die in Vollzeitform ein beziehungsweise zwei 
Jahre dauern, angeboten. Der Unterricht in Teilzeitform 
dauert entsprechend länger.  
 
(2) Für Schülerinnen und Schüler, deren Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten in der deutschen Sprache 
ausreichen, um mit Aussicht auf Erfolg am Unterricht 
teilzunehmen, werden die Kurse Berufsvorbereitungsjahr 
(BVJ) und Ausbildungsvorbereitungsjahr (AVJ) angebo-
ten. BVJ und AVJ dauern in Vollzeitform ein Schuljahr. 
Für Schülerinnen und Schüler, deren Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten in der deutschen Sprache nicht 
ausreichen, um mit Aussicht auf Erfolg am Unterricht 
teilzunehmen, wird der Kurs Berufsvorbereitungsjahr für 
Migranten (BVJ-M) angeboten. Für Schülerinnen und 
Schüler nach Satz 3, deren Aufenthaltsstatus im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland von vorübergehender 
Beschaffenheit ist, wird der Kurs Vorbereitungsjahr für 
Migranten (VJ-M) angeboten. BVJ-M und VJ-M dauern in 
Vollzeitform zwei Schuljahre.  

(3) Für Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem son-
derpädagogischem Förderbedarf im Bereich der geisti-
gen, körperlichen und motorischen Entwicklung wird 
nach Absolvierung des BVJ ein einjähriger Aufbaukurs 
angeboten (BVJ-A). Anschließend können die in Satz 1 
genannten Schülerinnen und Schüler einen einjährigen 
Kurs in Teilzeitform in Verbindung mit einem Praktikum 
besuchen (BVJ-P). 
 
(4) Ein Anspruch auf die Einrichtung eines bestimmten 
Kurses nach den Absätzen 2 und 3 besteht nicht. 

 
§ 4 

Zulassung 

(1) In Kurse der Berufsvorbereitungsschule wird in der 
Regel nur zugelassen, wer die allgemein bildende Schule 
mindestens neun Jahre besucht hat, nach § 39 Absät-
ze 2 und 3 des Hamburgischen Schulgesetzes schul-
pflichtig ist und nicht an einer öffentlich geförderten Voll-
zeitbildungsmaßnahme teilnimmt.  
 
(2) Schülerinnen und Schüler, die die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 erfüllen, ohne über genügende Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Fertigkeiten in der deutschen Spra-
che zu verfügen, die für eine erfolgreiche Teilnahme am 
Unterricht an einer beruflichen Schule erforderlich sind, 
werden nur zum BVJ-M beziehungsweise zum VJ-M 
zugelassen. 
 
(3) Schülerinnen und Schüler gemäß § 3 Absatz 3, die 
nicht mehr nach § 39 Absätze 2 und 3 des Hamburgi-
schen Schulgesetzes schulpflichtig sind, werden zum 
BVJ zugelassen, wenn 
1. in Fördereinrichtungen beziehungsweise Fördermaß-

nahmen außerhalb der BVS eine gleichwertige Förde-
rung nicht gewährleistet ist und 

2. nach der Beschulung in der Berufsvorbereitungsschu-
le die Aussicht auf den Eintritt in ein Ausbildungs- 
oder Beschäftigungsverhältnis außerhalb der in Satz 
2 genannten oder vergleichbarer Fördereinrichtungen 
beziehungsweise Fördermaßnahmen besteht. 

 
Eine gleichwertige Förderung im Sinne von Satz 1 Num-
mer 1 bieten insbesondere der Berufsbildungsbereich der 
Werkstätten für Behinderte, die Hamburger Arbeitsassis-
tenz und das Berufsbildungswerk. 
 
(4) Vor der Aufnahme in die Berufsvorbereitungsschule 
soll eine Beratung durch die zuständige Behörde und die 
Arbeitsverwaltung erfolgen. Die zuständige Behörde 
kann Ausnahmen von den Zulassungsvoraussetzungen 
der Absätze 1 und 2 vorsehen. 
 

§ 5 
Art und Inhalt der Ausbildung 

(1) Der Unterricht umfasst einen Pflichtbereich und einen 
Wahlpflichtbereich. Der Pflichtbereich ist in zwei Lernbe-
reiche gegliedert. Die einzelnen Unterrichtsfächer sind 
aus der Anlage ersichtlich. Die zuständige Behörde kann 
die Bezeichnung der Unterrichtsfächer fortschreiben, 
soweit sich nicht wesentliche Unterrichtsinhalte ändern.  
 
(2) Der Unterricht erfolgt in modularisierter Form oder in 
produktions- und dienstleistungsorientierten Unterrichts-
vorhaben. Im Kurs AVJ überwiegt Unterricht in modulari-
sierter Form. Insbesondere für Schülerinnen und Schüler, 
die an modularisiertem Unterricht teilnehmen, ist eine 
individuelle Lernplanung aufzustellen. 
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(3) Ist ein Unterrichtsangebot im Wahlpflichtbereich in-
haltlich einem Unterrichtsfach des Pflichtbereichs zuge-
ordnet, werden die von den Schülerinnen und Schülern 
im Wahlpflichtangebot und im Pflichtfach erbrachten 
Leistungen mit einer Gesamtnote bewertet. 
 

§ 6 
Aufrücken, Rücktritt 

(1) Schülerinnen und Schüler des BVJ-M beziehungs-
weise des VJ-M rücken ohne Versetzung in das zweite 
Jahr der Ausbildung auf. Sie können in das nachfolgende 
Jahr der Ausbildung zurücktreten, wenn auf Grund ihrer 
Lern- und Leistungsentwicklung eine erfolgreiche Mitar-
beit erheblich beeinträchtigt ist und wenn zu erwarten ist, 
dass sie im nachfolgenden Jahr besser gefördert werden 
können. Die Entscheidung trifft die Zeugniskonferenz. Ein 
Rücktritt ist unzulässig, wenn die Schülerinnen und Schü-
ler die Ausbildung ganz oder teilweise wiederholt oder 
bereits wiederholt haben. 
 
(2) Schülerinnen oder Schülern gemäß § 3 Absatz 3 
kann der Übergang in das BVJ-A versagt werden, wenn 
die Schulpflicht erfüllt ist und der Besuchs des Aufbau-
kurses eine weitere Förderung nicht erwarten lässt. Die 
Entscheidung trifft die zuständige Behörde. 
 

§ 7 
Bescheinigung von Modulen, 

Zeugnisse der Berufsvorbereitungsschule 

(1) Die im Unterricht erbrachten Leistungen der Schülerin-
nen und Schüler sind zu benoten. Schülerinnen und Schü-
ler erhalten Bescheinigungen über die in der Berufsvorbe-
reitungsschule erfolgreich absolvierten Module. Die Be-
scheinigungen enthalten Aussagen zu den Zielen, Inhal-
ten und zum zeitlichen Umfang der Module sowie zu den 
von den Schülerinnen und Schülern erworbenen Kompe-
tenzen. 
 
(2) Schülerinnen und Schüler der Berufsvorbereitungs-
schule erhalten das Abschlusszeugnis der Berufsvorberei-
tungsschule, wenn sie durchgängig am Unterricht des 
jeweiligen Kurses teilgenommen und  
1.  in allen Fächern des Lernbereichs I mindestens die 

Note „ausreichend“, 
2.  in zwei Pflichtfächern des Lernbereichs II mindestens 

die Note „ausreichend“ und  
3. in keinem Fach die Note „ungenügend“  
oder Ausgleichsnoten nach Satz 2 erzielt haben. Die 
Note „mangelhaft“ in höchstens einem Fach des Lernbe-
reichs I wird durch mindestens die Note „gut“ in einem 
anderen Fach des Lernbereichs I oder die Noten „befrie-
digend“ in zwei anderen Fächern des Lernbereichs I 
ausgeglichen. Nicht ausreichende Leistungen im Fach 
Sport bleiben unberücksichtigt, wenn sie durch die kör-
perliche Anlage der Schülerin oder des Schülers bedingt 
sind; die Vorlage einer schul- oder amtsärztlichen Be-
scheinigung kann verlangt werden. 
 
(3) Beenden Schülerinnen und Schüler den Besuch der 
Berufsvorbereitungsschule vorzeitig, um eine Berufsaus-
bildung zu beginnen oder eine berufliche Tätigkeit auszu-
üben, enthält das Abgangszeugnis einen entsprechenden 
Vermerk zur Schullaufbahn. Absolvierte Module sind ge-
mäß Absatz 1 zu bescheinigen. 
 
(4) Schülerinnen und Schüler gemäß § 3 Absatz 3 sowie 
Schülerinnen und Schüler im Kurs VJ-M, die in Ihrem 
Herkunftsland vor dem Besuch der Berufsvorbereitungs-
schule keine geeignete Schule besucht haben, erhalten 
Halbjahres-, Jahres- und Abgangszeugnisse in Form von 
Lernstandsberichten (Berichtszeugnisse).  

§ 8 
Vorbereitungsunterricht für den nachträglichen Er-

werb von Schulabschlüssen 

(1) Schülerinnen und Schülern der Kurse in Vollzeitform 
werden in den Fächern Sprache und Kommunikation, 
Mathematik und Fachenglisch durch besondere Module 
oder durch Ergänzungsunterricht beziehungsweise durch 
Unterricht in besonderen Lerngruppen auf den nachträg-
lichen Erwerb eines Schulabschlusses vorbereitet.  
 
(2) Die Teilnahme am Ergänzungsunterricht bezie-
hungsweise an Lerngruppen erfolgt in einjährigen Kursen 
für drei Monate auf Probe. In zweijährigen Kursen kann 
die Probezeit nach Ablauf von drei Monaten auf Be-
schluss der Zeugniskonferenz auf insgesamt sechs Mo-
nate verlängert werden. In der Probezeit sollen die Schü-
lerinnen und Schüler nachweisen, dass sie auf Grund 
ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten die Vor-
aussetzungen für den Erwerb eines dem Hauptschulab-
schluss beziehungsweise dem Realschulabschluss 
gleichwertigen Abschlusses erfüllen. Die Voraussetzun-
gen erfüllt, wer nach Ablauf der Probezeit in den beiden 
Fächern Sprache und Kommunikation sowie Mathematik 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat. Die 
Probezeit kann nicht wiederholt werden.  
 
(3) Wer die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht erfüllt, 
wird von der Teilnahme am Ergänzungsunterricht bezie-
hungsweise an Lerngruppen ausgeschlossen. Aus-
nahmsweise können Schülerinnen und Schüler am Er-
gänzungsunterricht beziehungsweise an der Lerngruppe 
teilnehmen, wenn auf Grund ihrer persönlichen Leis-
tungsentwicklung und Leistungsbereitschaft zu erwarten 
ist, dass sie den angestrebten Abschluss erreichen wer-
den, oder wenn der unzureichende Leistungsstand durch 
längere Krankheit oder andere schwer wiegende Belas-
tungen verursacht ist. Die Entscheidung trifft die Zeug-
niskonferenz. 
 

§ 9 
Gleichwertigkeit mit dem Abschlusszeugnis 

der Hauptschule 
(1) Das Abschlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule 
entspricht in seinen Berechtigungen dem Abschluss-
zeugnis der Hauptschule, wenn die Schülerinnen und 
Schüler in allen Unterrichtsfächern mindestens die End-
note „ausreichend“ erzielt haben oder schlechtere End-
noten gemäß Absatz 6 ausgleichen können. 
 
(2) Zur Abschlussprüfung werden Schülerinnen und 
Schüler zugelassen, wenn sie 
1. den Hauptschulabschluss beziehungsweise einen 

diesem gleichwertigen Schulabschluss nicht erreicht 
haben, 

2.  den Unterricht, der auf den Erwerb eines dem 
Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschlusses der 
Berufsvorbereitungsschule vorbereitet, kontinuierlich 
besucht haben und  

3. mindestens in zwei der drei Fächer des Lernberei-
ches I beziehungsweise im Kurs VJ-M im Fach Ar-
beitslehre sowie in zwei der Fächer Sprache und 
Kommunikation, Mathematik und Fachenglisch mit 
der Vornote „ausreichend“ oder besser bewertet wur-
den.  
 

(3) Die Abschlussprüfung besteht aus einem praktischen 
und einem schriftlichen Teil. Eine zusätzliche mündliche 
Prüfung in den Fächern Sprache und Kommunikation, 
Mathematik und Fachenglisch kann hinzutreten. 
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(4) Praktisch wird in allen Fächern des Lernbereichs I 
beziehungsweise im Kurs VJ-M im Fach Arbeitslehre 
geprüft. Für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben ste-
hen nach näherer Festlegung bei der Bestimmung der 
Aufgaben zwei bis acht Zeitstunden zur Verfügung. Die 
Aufgaben für die einzelnen Fächer können zu einer ge-
meinsamen Prüfungsaufgabe zusammengefasst werden. 
Die Prüfung erfolgt als Einzel- oder Gruppenprüfung. Die 
Bearbeitung und die Ergebnisse der Prüfungsaufgaben 
sind in einem Prüfungsgespräch vorzustellen und zu 
erörtern. Die im Prüfungsgespräch erbrachten Leistun-
gen werden mit einer Note bewertet. Die in der prakti-
schen Prüfung erbrachten Leistungen sind den Fächern 
des Lernbereichs I beziehungsweise im Kurs VJ-M dem 
Fach Arbeitslehre zuzuordnen. 
 
(5) Schriftlich wird in den Fächern Sprache und Kommu-
nikation, Mathematik und Fachenglisch geprüft. Für die 
Bearbeitung der Prüfungsaufgaben stehen in allen Fä-
chern jeweils 135 Minuten zur Verfügung. 
 
(6) Der dem Hauptschulabschluss entsprechende Ab-
schluss der Berufsvorbereitungsschule ist erreicht, wenn 
die Schülerinnen und Schüler in allen Fächern der Lern-
bereiche I und II mindestens die Endnote „ausreichend“ 
oder entsprechende Ausgleichsnoten erzielt haben. Die 
Endnote „mangelhaft“ in einem Fach des Lernbereichs I 
wird durch mindestens die Endnote „gut“ in einem ande-
ren Fach desselben Lernbereichs oder mindestens die 
Endnote „befriedigend“ in zwei anderen Fächern dessel-
ben Lernbereichs ausgeglichen. Die Endnote „mangel-
haft“ in zwei Fächern des Lernbereichs I kann nicht aus-
geglichen werden. Die Endnote „mangelhaft“ in einem 
Fach des Lernbereiches II wird durch mindestens die 
Endnote „gut“ in einem anderen Fach oder die Endnote 
„befriedigend“ in zwei anderen Fächern ausgeglichen. 
Die Endnote „mangelhaft“ in den beiden Fächern Spra-
che und Kommunikation sowie Mathematik kann nicht 
ausgeglichen werden. Mangelhafte Leistungen in insge-
samt drei Fächern oder ungenügende Leistungen in 
einem Fach können nicht ausgeglichen werden. Nicht 
ausreichende Leistungen im Fach Sport bleiben unbe-
rücksichtigt, wenn sie durch die körperliche Anlage der 
Schülerin oder des Schülers bedingt sind; die Vorlage 
einer schul- oder amtsärztlichen Bescheinigung kann 
verlangt werden. 
 
(7) Schülerinnen oder Schüler, die zur Abschlussprüfung 
nicht zugelassen wurden oder einen dem Hauptschulab-
schluss entsprechenden Abschluss der Berufsvorberei-
tungsschule nicht erreicht haben, erhalten das Ab-
schlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule, wenn 
ihre Vornoten § 7 Absatz 2 genügen.  
 
(8) Haben die Schülerinnen und Schüler in zwei Prü-
fungsfächern des Lernbereichs II die Endnote „mangel-
haft“ erzielt, ohne diese ausgleichen zu können, können 
sie in einem dieser Fächer eine nachträgliche Ab-
schlussprüfung beantragen, sofern für die verbleibende 
mangelhafte Endnote ein Ausgleich gemäß Absatz 6 
möglich ist. Eine Nachprüfung ist unzulässig, wenn in 
einem Prüfungsfach die Endnote „ungenügend“ erzielt 
wurde. Die Prüfungsleitung stellt fest, ob und in welchen 
Fächern eine Nachprüfung zulässig ist. Eine Nachprü-
fung im Lernbereich I ist unzulässig. Den Erziehungsbe-
rechtigten wird die Entscheidung schriftlich mitgeteilt. Die 
Erziehungsberechtigten können die Schülerinnen und 
Schüler bis zwei Wochen vor Beginn des Unterrichts im 
nachfolgenden Schuljahr schriftlich zur Nachprüfung in 
einem der zugelassenen Fächer anmelden. Die Nachprü-
fung wird innerhalb einer Woche nach Beginn des Unter- 

richts durchgeführt. Die Nachprüfung besteht aus einem 
schriftlichen Teil. Absatz 5 gilt entsprechend. Die Nach-
prüfung ist erfolgreich, wenn der Prüfling mindestens die 
Endnote „ausreichend“ erzielt hat. War die Nachprüfung 
erfolgreich, wird den Schülerinnen und Schülern das 
Abschlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule erteilt, 
das in seinen Berechtigungen dem Abschlusszeugnis der 
Hauptschule entspricht.  
 

§ 10 
Gleichwertigkeit mit dem Abschlusszeugnis 

der Realschule 

(1) Das Abschlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule 
entspricht in seinen Berechtigungen dem Abschluss-
zeugnis der Realschule, wenn Schülerinnen und Schüler 
des BVJ-M beziehungsweise des VJ-M in allen Unter-
richtsfächern mindestens die Endnote „ausreichend“ 
erzielt haben oder schlechtere Endnoten gemäß Absatz 
6 ausgleichen können.  
 
(2) Zur Abschlussprüfung werden Schülerinnen und 
Schüler des BVJ-M beziehungsweise des VJ-M nur zu-
gelassen, wenn sie  
1. den Realschulabschluss beziehungsweise einen 

diesem gleichwertigen Schulabschluss nicht erreicht, 
2. den Unterricht, der auf den Erwerb eines dem Real-

schulabschluss gleichwertigen Abschlusses der Be-
rufsvorbereitungsschule vorbereitet, kontinuierlich be-
sucht haben und  

3. zumindest in zwei der drei Fächer des Lernberei-
ches I beziehungsweise im Kurs VJ-M im Fach Ar-
beitslehre sowie in zwei der Fächer Sprache und 
Kommunikation, Mathematik und Fachenglisch mit 
der Vornote „ausreichend“ oder besser bewertet wur-
den. 
 

(3) Die Abschlussprüfung besteht aus einem praktischen 
und einem schriftlichen Teil. Eine zusätzliche mündliche 
Prüfung in den Fächern Sprache und Kommunikation, 
Mathematik und Fachenglisch kann hinzutreten.  
 
(4) Praktisch wird in allen Fächern des Lernbereichs I 
beziehungsweise im Kurs VJ-M im Fach Arbeitslehre 
geprüft. Für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben ste-
hen nach näherer Festlegung bei der Bestimmung der 
Aufgaben zwei bis acht Zeitstunden zur Verfügung. Die 
Aufgaben für die einzelnen Fächer können zu einer ge-
meinsamen Prüfungsaufgabe zusammengefasst werden. 
Die Prüfung erfolgt als Einzel- oder Gruppenprüfung. Die 
Bearbeitung und die Ergebnisse der Prüfungsaufgaben 
sind in einem Prüfungsgespräch vorzustellen und zu 
erörtern. Die im Prüfungsgespräch erbrachten Leistun-
gen werden mit einer Note bewertet. Die in der prakti-
schen Prüfung erbrachten Leistungen sind den Fächern 
des Lernbereichs I beziehungsweise im Kurs VJ-M dem 
Fach Arbeitslehre zuzuordnen. 
 
(5) Schriftlich wird in den Fächern Sprache und Kommu-
nikation, Mathematik und Fachenglisch geprüft. Für die 
Bearbeitung der Prüfungsaufgaben stehen in allen Fä-
chern jeweils 135 Minuten zur Verfügung. 
 
(6) Der dem Realschulabschluss entsprechende Ab-
schluss der Berufsvorbereitungsschule ist erreicht, wenn 
die Schülerinnen und Schüler in allen Fächern der Lern-
bereiche I und II mindestens die Endnote „ausreichend“ 
oder entsprechende Ausgleichsnoten erzielt haben. Die 
Endnote „mangelhaft“ in einem Fach des Lernbereichs I 
wird durch mindestens die Endnote „gut“ in einem ande-
ren Fach desselben Lernbereichs oder mindestens die 
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Endnote „befriedigend“ in zwei anderen Fächern dessel-
ben Lernbereichs ausgeglichen. Die Endnote „mangel-
haft“ in zwei Fächern des Lernbereichs I kann nicht aus-
geglichen werden. Die Endnote „mangelhaft“ in einem 
Fach des Lernbereiches II wird durch mindestens die 
Endnote „gut“ in einem anderen Fach oder die Endnote 
„befriedigend“ in zwei anderen Fächern ausgeglichen. 
Die Endnote „mangelhaft“ in zwei der drei Fächern Spra-
che und Kommunikation, Mathematik sowie Fachenglisch 
oder die Endnote „mangelhaft“ in insgesamt drei Fächern 
oder die Endnote „ungenügend“ in einem Fach können 
nicht ausgeglichen werden. § 9 Absatz 6 Satz 7 gilt ent-
sprechend.  
 
(7) Schülerinnen oder Schüler, die zur Abschlussprüfung 
nicht zugelassen wurden oder einen dem Realschulab-
schluss entsprechenden Abschluss der Berufsvorberei-
tungsschule nicht erreicht haben, erhalten das Ab-
schlusszeugnis der Berufsvorbereitungsschule, wenn 
ihre Vornoten § 7 Absatz 2 genügen.  
 
(8) Für die nachträgliche Abschlussprüfung zum Erwerb 
des dem Realschulabschluss entsprechenden Abschlus-
ses gilt § 9 Absatz 8 entsprechend.  
 

§ 11 
Externenprüfung 

(1) Wer die Berufsvorbereitungsschule nicht besucht hat 
oder die Berufsvorbereitungsschule in Teilzeitform be-
sucht hat und den Abschluss vorzeitig erwerben will, 
kann die Prüfung für Externe zum Erwerb des Abschlus-
ses der Berufsvorbereitungsschule, der in seinen Berech-
tigungen dem Abschlusszeugnis der Hauptschule ent-
spricht, ablegen. Zur Prüfung wird zugelassen, wer neun 
Jahre eine allgemein bildende Schule besucht hat und 
nicht mindestens den Hauptschulabschluss oder eine 
von der zuständigen Behörde als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung erworben hat und nach dem persönlichen 
Bildungsgang und Berufsweg erwarten lässt, dass die 
erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
den Anforderungen genügen, die an den Erwerb der 
angestrebten Berechtigung gestellt werden. 
 
(2) Grundlage der Prüfung für Externe sind die Unter-
richtsfächer des Kurses BVJ. Die Prüfung besteht aus 

einem praktischen, einem schriftlichen und einem münd-
lichen Teil. 
 
(3) Praktisch wird in allen Fächern des Lernbereichs I 
geprüft. Für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben ste-
hen nach näherer Festlegung bei der Bestimmung der 
Aufgaben zwei bis acht Zeitstunden zur Verfügung. Die 
Aufgaben für die einzelnen Fächer können zu einer ge-
meinsamen Prüfungsaufgabe zusammengefasst werden. 
Die Prüfung erfolgt als Einzel- oder Gruppenprüfung. Die 
Bearbeitung und die Ergebnisse der Prüfungsaufgaben 
sind in einem Prüfungsgespräch vorzustellen und zu 
erörtern. Die im Prüfungsgespräch erbrachten Leistun-
gen werden mit einer Note bewertet. Die in der prakti-
schen Prüfung erbrachten Leistungen sind den Fächern 
des Lernbereichs I zuzuordnen. 
 
(4) Schriftlich wird in den Fächern Sprache und Kommu-
nikation, Mathematik und Fachenglisch geprüft. Für die 
Bearbeitung der Prüfungsaufgaben stehen in allen Fä-
chern jeweils 135 Minuten zur Verfügung.  
 
(5) Mündlich wird in den Fächern Sprache und Kommu-
nikation, Mathematik sowie Fachenglisch geprüft. Von 
der mündlichen Prüfung in einem Fach wird in der Regel 
abgesehen, wenn der Prüfling in der schriftlichen Prüfung 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat. In 
diesem Fall kann der Prüfling eine mündliche Prüfung 
beantragen. Der Antrag ist schriftlich innerhalb von drei 
Tagen nach Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftli-
chen Prüfung zu stellen. Zur mündlichen Prüfung wird 
nicht zugelassen, wer in der schriftlichen Prüfung in zwei 
Fächern mangelhafte oder in einem Fach ungenügende 
Leistungen erbracht hat; in diesem Fall ist die Prüfung für 
Externe nicht bestanden. Die Note der schriftlichen Prü-
fung wird mit der Note der mündlichen Prüfung zu einer 
Gesamtnote zusammen gezogen. Beide Prüfungsteile 
werden gleich gewichtet. 
 
(6) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen gilt § 9 
Absatz 6 entsprechend. Im Prüfungszeugnis wird ver-
merkt, dass die Prüfung für Externe abgelegt wurde. 
Wurde die Prüfung nicht bestanden, wird in einer Be-
scheinigung über die Prüfungsteilnahme das Prüfungs-
ziel gemäß Absatz 1 Satz 1 vermerkt.  

 
 

Anlage 
Verzeichnis der Unterrichtsfächer nach § 5 

 
BVJ, AVJ, BVJ-M 

Lernbereich I 
Produktion und Dienstleistungen 
Gestaltung und Planung 
Gesellschaft und Technik 
 
Lernbereich II 
Sprache und Kommunikation 
Mathematik 
Fachenglisch 
Sport 
Wahlpflicht 

VJ-M 

Lernbereich I 
Arbeitslehre 
 
Lernbereich II 
Sprache und Kommunikation 
Mathematik 
Fachenglisch 
Sport 
Wahlpflicht 
 



54 

Artikel  3 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

der Fachoberschule (APO-FOS) 
 
Auf Grund von § 44 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3, 
§ 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2 und § 47 Absatz 2 des 
Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 29. Juni 2005 
(HmbGVBl. S. 267), und § 1 Nummern 13, 14, 15 und 16 
der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 
9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580), geändert am 
17. Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird verordnet: 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt in Verbindung mit der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für berufliche Schulen – Allgemei-
ner Teil (APO-AT) vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183, 
184), geändert am 20. April 2006 (HmbGVBl. S. 189, 
200), in der jeweils geltenden Fassung für die Fachober-
schule. 
 

§ 2 
Ziel und Struktur der Ausbildung 

(1) Die Ausbildung soll die Schülerinnen und Schüler zur 
Fachhochschulreife führen. 
 
(2) Die Ausbildung dauert in Vollzeitform ein Schuljahr; 
Ausbildungen in Teilzeitform dauern entsprechend län-
ger. Die Ausbildung schließt mit der Abschlussprüfung 
ab. 
 
(3) Die Ausbildung gliedert sich in die folgenden Fachbe-
reiche und Fachrichtungen: 
1. Fachbereich Technik mit den Fachrichtungen: 

Agrarwirtschaft, 
Bautechnik, 
Chemie, 
Elektrotechnik, 
Metalltechnik, 
Vermessung, 

2. Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung, 
3. Fachbereich Sozialpädagogik, 
4. Fachbereich Hauswirtschaft, 
5. Fachbereich Gestaltung mit den Fachrichtungen: 

Bekleidung, 
Grafik, 
Raumgestaltung, 

6. Fachbereich Pflege und Gesundheit. 
 

§ 3 
Zulassung zur Ausbildung 

Zur Fachoberschule wird zugelassen, wer  
1. die Realschule abgeschlossen hat und eine mindes-

tens zweijährige Berufsausbildung in einem für den 
gewählten Fachbereich und die gewählte Fachrich-
tung geeigneten Ausbildungsberuf oder im öffentli-
chen Dienst oder an einer Berufsfachschule abge-
schlossen hat oder 

2. die Realschule abgeschlossen hat und drei Jahre in 
einer für die Ausbildung in dem gewählten Fachbe-
reich und der gewählten Fachrichtung förderlichen 
Beschäftigung berufstätig war. 

Für den Fachbereich Sozialpädagogik wird zugelassen, 
wer die Realschule und eine mindestens zweijährige 
Berufsausbildung abgeschlossen hat oder wer die Real- 

schule abgeschlossen hat und drei Jahre berufstätig war. 
Die Voraussetzungen nach den Sätzen 1 und 2 können 
auch durch eine von der zuständigen Behörde als 
gleichwertig anerkannte Vorbildung nachgewiesen wer-
den. 
 

§ 4 
Fächer der Ausbildung 

Der Unterricht umfasst fachbereichsübergreifende, fach-
bereichsbezogene und fachrichtungsbezogene Fächer. 
Die einzelnen Unterrichtsfächer sind aus der Anlage 
ersichtlich. 
 

§ 5 
Gliederung und Gegenstand 

der Abschlussprüfung 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus einem schriftlichen 
und einem mündlichen Teil. Prüfungsfächer sind alle 
Fächer gemäß § 4, auch wenn der einzelne Prüfling nicht 
in jedem Fach geprüft wird. 
 
(2) Schriftlich wird in vier Fächern geprüft. Die Prüfungs-
fächer ergeben sich aus der Anlage zu dieser Verord-
nung. Für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben stehen 
im Fach Fachenglisch dreieinhalb, in allen anderen Prü-
fungsfächer jeweils fünf Zeitstunden zur Verfügung. Die 
schriftliche Prüfung kann auch praktische Anteile umfas-
sen. 
 
(3) Mündlich kann in jedem Fach mit Ausnahme des 
Faches Sport geprüft werden. Die mündliche Prüfung 
kann auch praktische Anteile umfassen. 
 

§ 6 
Ergebnis der Abschlussprüfung 

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die Leis-
tungen des Prüflings in allen Prüfungsfächern mindes-
tens mit der Endnote „ausreichend“ bewertet wurden 
oder wenn der Prüfling für nicht ausreichende Leistungen 
einen Ausgleich gemäß Absätze 2 und 3 hat. 
 
(2) Die Endnote „mangelhaft“ in einem Fach wird durch 
mindestens die Endnote „gut“ in einem anderen Fach 
oder die Endnote „befriedigend“ in zwei anderen Fächern 
ausgeglichen. mangelhafte Endnoten in zwei Fächern 
werden durch mindestens gute Endnoten in zwei ande-
ren Fächern oder durch mindestens eine Endnote „gut“ in 
einem anderen Fach und befriedigende Endnoten in zwei 
anderen Fächern oder durch befriedigende Endnoten in 
vier anderen Fächern ausgeglichen. 
 
(3) Die Endnoten „mangelhaft“ in zwei Fächern der 
schriftlichen Prüfung, mangelhafte Endnoten in drei Fä-
chern oder die Endnote „ungenügend“ in einem Fach 
werden nicht ausgeglichen. Nicht ausreichende Leistun-
gen im Fach Sport bleiben unberücksichtigt, wenn sie 
durch die körperliche Anlage der Schülerin oder des 
Schülers bedingt sind; die Vorlage einer schul- oder 
amtsärztlichen Bescheinigung kann verlangt werden. 
 

§ 7 
Abschlusszeugnis 

(1) Das Abschlusszeugnis wird als Zeugnis der Fach-
hochschulreife erteilt. 
 
(2) Das Abschlusszeugnis enthält eine Durchschnittsno-
te. Sie wird aus dem arithmetischen Mittel der Endnoten 
für die Prüfungsfächer mit Ausnahme des Faches Sport 
gebildet. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle hinter 
dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet. 
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§ 8 
Prüfung für Externe 

(1) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und ei-
nem mündlichen Teil.  
 
(2) Die Fächer der schriftlichen Prüfung ergeben sich aus 
der Anlage zu dieser Verordnung; § 6 gilt entsprechend. 
Für die Durchführung der schriftlichen Prüfung gilt § 5 
Absatz 2 entsprechend. 
 
(3) Die Fächer der mündlichen Prüfung ergeben sich aus 
der Anlage zu dieser Verordnung. Für die Durchführung 
der mündlichen Prüfung gilt § 5 Absatz 3 entsprechend. 

In einem Fach der schriftlichen Prüfung wird in der Regel 
von einer mündlichen Prüfung abgesehen, wenn der 
Prüfling in der schriftlichen Prüfung mindestens ausrei-
chende Leistungen erbracht hat. In diesem Fall kann der 
Prüfling eine mündliche Prüfung beantragen. Der Antrag 
ist schriftlich innerhalb von drei Tagen nach Bekanntgabe 
der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung zu stellen. Zur 
mündlichen Prüfung wird nicht zugelassen, wer in der 
schriftlichen Prüfung in drei Fächern mangelhafte oder in 
einem Fach ungenügende Leistungen erbracht hat. In 
diesem Fall ist die Prüfung insgesamt nicht bestanden. 
 
(4) Für das Ergebnis der Prüfung gilt § 7 entsprechend. 

 
Anlage 

Verzeichnis 
der Unterrichtsfächer nach § 4, 

der Fächer der schriftlichen Prüfung nach § 5 Absatz 2 und § 8 Absatz 2 
sowie der Fächer der mündlichen Prüfung nach § 8 Absatz 3 

 
Anmerkungen: 

1. Die Fächer der schriftlichen Prüfung sind mit „P" gekennzeichnet. Weisen zwei oder 
mehrere Fächer einer Fachrichtung gemeinsam die Kennzeichnung „*" auf, erfolgt 
die Festlegung des Prüfungsfaches durch Wahl des Prüflings. 

2. Die Fächer der schriftlichen Prüfung für Externe sind mit „EP" gekennzeichnet. 
3. Die Fächer der mündlichen Prüfung für Externe sind mit „EMP" gekennzeichnet. 
4. Die zuständige Behörde kann dieses Verzeichnis hinsichtlich der Bezeichnung der 

Unterrichtsfächer fortschreiben, soweit sich nicht wesentliche Unterrichtsinhalte än-
dern. 

 
A. 

Fachbereich Technik 
1. Fachrichtungen Bautechnik, Elektrotechnik, 

Metalltechnik und Vermessung 
Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP,EMP 
Techniklehre P, EP, EMP 
Physik EP*, EMP* 
Chemie EP*, EMP* 
Technisches Zeichnen EMP 
Politik EMP 
Sport 

 
2. Fachrichtung Agrarwirtschaft 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Techniklehre P*, EP, EMP 
Biologie P*, EMP 
Physik EMP* 
Chemie EMP* 
Politik EMP 
Sport 

 
3. Fachrichtung Chemie 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Techniklehre P*, EP, EMP 
Chemie P*, EMP 
Physik EMP 
Politik EMP 
Technisches Zeichnen 
Sport 

 

B. 
Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P,EP,EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Wirtschaftslehre P*, EP*, EMP 
Organisations- und Funktionslehre P*, EP*, EMP 
Physik EMP 
Politik EMP 
Rechnungswesen 
Sport 
 

C. 
Fachbereich Sozialpädagogik 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Soziallehre P*, EP, EMP 
Psychologie P*, EMP 
Physik EMP 
Politik EMP 
Pädagogische Medien 
Humanbiologie 
Sport 
 

D. 
Fachbereich Hauswirtschaft 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Ernährungslehre P*, EP, EMP 
Arbeitsgestaltung P*, EMP 
Chemie EMP* 
Physik EMP* 
Politik EMP 
Gestaltete Umwelt 
Sport 
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E. 
Fachbereich Gestaltung 

1. Fachrichtung Bekleidung 
Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Fertigungslehre P*, EP, EMP 
Gestaltungslehre P*, EMP 
Physik EMP* 
Chemie  EMP* 
Politik EMP 
Textillehre 
Sport 

 
2. Fachrichtungen Grafik und Raumgestaltung 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 

Zeichnen und Grafik P*, EP, EMP 
Farbe und dreidimensionale Gestaltung P*, EMP 
Physik EMP 
Politik EMP 
Kunstgeschichte 
Medienkunde 
Sport 
 

F. 
Fachbereich Pflege und Gesundheit 

Sprache und Kommunikation P, EP, EMP 
Fachenglisch P, EP, EMP 
Mathematik P, EP, EMP 
Pflege- und Gesundheitslehre P, EP, EMP 
Wirtschaftslehre EMP 
Physik EMP 
Politik EMP 
Sozialpsychologie 
Sport 

 
 
 
 

 
Artikel  4 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung der 
Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz 

(APO-KASS) 
 

Auf Grund von § 21 Absatz 2, § 44 Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2 und § 47 
Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 
16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 
29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), und § 1 Nummern 7, 
13, 14, 15 und 16 der Weiterübertragungsverordnung-
Schulrecht vom 9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580), 
geändert am 17.Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird ver-
ordnet: 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Ordnung gilt in Verbindung mit der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung für berufliche Schulen – Allgemei-
ner Teil (APO-AT) vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183, 
184), geändert am 20. April 2006 (HmbGVBl. S. 189, 
200), in der jeweiligen Fassung. 
 

§ 2 
Ziel und Struktur der Ausbildung 

(1) Die Berufsfachschule für Kaufmännische Assistenz 
soll die Schülerinnen und Schüler befähigen, als Kauf-
männische Assistentinnen und Assistenten in allen Be-
reichen der Wirtschaft und Verwaltung qualifizierte Tätig-
keiten in der jeweiligen Fachrichtung auszuüben. 
 
(2) Die Ausbildung gliedert sich nach den Fachrichtun-
gen: 
1. Fremdsprachen, 
2. Informationsverarbeitung, 
3. Betriebswirtschaft, 
4. Bürowirtschaft. 
 
(3) Die Ausbildung dauert in Vollzeitform zwei Schuljahre. 
Ausbildungen in Teilzeitform dauern entsprechend län-
ger. Die Ausbildung beginnt mit dem Probehalbjahr und 
schließt mit der Abschlussprüfung ab.  

§ 3 
Zulassung zur Ausbildung 

Zur Ausbildung wird zugelassen, wer 
1. die Realschule abgeschlossen oder eine als gleich-

wertig anerkannte Vorbildung erworben hat und nach 
dem Abschlusszeugnis der Realschule oder nach 
dem Zeugnis über die als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung eine Durchschnittsnote von mindestens 
3,5 hat oder 

2. die Realschule abgeschlossen oder eine als gleich-
wertig anerkannte Vorbildung erworben hat und eine 
mindestens zweijährige Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf oder im öffentlichen 
Dienst oder an einer Berufsfachschule abgeschlossen 
hat oder 

3. die Fachhochschulreife oder eine als gleichwertig 
anerkannte Vorbildung erworben hat oder als Schüle-
rin oder Schüler in die gymnasiale Oberstufe versetzt 
worden ist. 

 
§ 4 

Inhalt der Ausbildung 

(1) In der Fachrichtung Fremdsprachen umfasst die Aus-
bildung 
im Lernbereich I die Fächer 

 Informationsverarbeitung, 
 Beschaffung und Marketing, 
 Steuerung und Kontrolle, 
 Personal und Organisation, 
 

im Lernbereich II die Fächer 
 Fachenglisch (Niveau Vantage), 

zweite Fremdsprache (Niveau Threshold),  
 Sprache und Kommunikation. 
 

(2) In der Fachrichtung Informationsverarbeitung umfasst 
die Ausbildung 
im Lernbereich I die Fächer 

 Informationsverarbeitung, 
  Marketing, 

 Finanzen und Controlling, 
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im Lernbereich II die Fächer 
 Sprache und Kommunikation, 

Wirtschaft und Gesellschaft, 
 Fachenglisch (Niveau Threshold). 
 

(3) In der Fachrichtung Betriebswirtschaft umfasst die 
Ausbildung  
im Lernbereich I die Fächer 
 Informationsverarbeitung, 
 Materialwesen, 
 Marketing, 
 Finanzen und Controlling, 
 
im Lernbereich II die Fächer 

 Sprache und Kommunikation, 
 Wirtschaft und Gesellschaft, 
 Fachenglisch (Niveau Threshold). 
 

(4) In der Fachrichtung Bürowirtschaft umfasst die Aus-
bildung 
im Lernbereich I die Fächer 
 Informationsverarbeitung, 
 Büromanagement, 
 Marketing, 
 Personal, 
 
im Lernbereich II die Fächer 

 Sprache und Kommunikation, 
 Wirtschaft und Gesellschaft, 
 Fachenglisch (Niveau Threshold). 
 

(5)  Die zuständige Behörde kann die Bezeichnung der 
Unterrichtsfächer fortschreiben, soweit sich nicht wesent-
liche Unterrichtsinhalte ändern. 
 
(6) Die Schülerinnen und Schüler sollen ein Betriebsprak-
tikum im Umfang von mindestens zehn Arbeitstagen pro 
Jahr absolvieren. Die zeitliche Verteilung bestimmt die 
Schule. 
 

§ 5 
Versetzung 

(1) Der Übergang vom ersten in das zweite Schuljahr 
setzt eine Versetzung voraus. Grundlage der Entschei-
dung über die Versetzung sind die Bewertungen der 
Leistungen im Jahreszeugnis. Eine Schülerin oder ein 
Schüler wird versetzt, wenn sie oder er in allen Fächern 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat. Eine 
Schülerin oder ein Schüler wird auch versetzt, wenn sie 
oder er nicht ausreichende Leistungen gemäß den Ab-
sätzen 2 und 3 ausgleichen kann. 
 
(2) Mangelhafte Leistungen in einem Fach werden durch 
mindestens gute Leistungen in einem anderen Fach oder 
befriedigende Leistungen in zwei anderen Fächern aus-
geglichen. Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern wer-
den durch mindestens gute Leistungen in zwei anderen 
Fächern oder mindestens gute Leistungen in einem an-
deren Fach und befriedigende Leistungen in zwei ande-
ren Fächern oder befriedigende Leistungen in vier ande-
ren Fächern ausgeglichen.  
 
(3) Mangelhafte Leistungen in drei Fächern oder unge-
nügende Leistungen in einem Fach werden nicht ausge-
glichen. 
 
(4) Eine Schülerin oder ein Schüler wird ausnahmsweise 
ohne Ausgleich für nicht ausreichende Leistungen ver-
setzt, wenn der unzureichende Leistungsstand durch 
längere Krankheit oder andere schwer wiegende Belas- 

tungen verursacht ist und wenn zu erwarten ist, dass sie 
oder er trotz der Belastungen das Ziel des zweiten Schul-
jahres erreichen wird. 
 

§ 6 
Abschlussprüfung 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus einem schriftli-
chen, einem praktischen und einem mündlichen Teil. 
 
(2) Prüfungsfächer im Sinne der Vorschriften über die 
Abschlussprüfung sind alle Fächer der jeweiligen Fach-
richtung nach § 4 Absätze 1 bis 4, auch wenn der Prüf-
ling nicht in jedem Fach geprüft wird. 
 
(3) Schriftlich wird geprüft: 
1. in der Fachrichtung Fremdsprachen in den Fächern 

Informationsverarbeitung (vier Zeitstunden), 
Fachenglisch (drei Zeitstunden), 
zweite Fremdsprache (drei Zeitstunden),  
Sprache und Kommunikation (drei Zeitstunden), 

 
2. in der Fachrichtung Informationsverarbeitung in den 

Fächern 
Informationsverarbeitung (fünf Zeitstunden),  
Fachenglisch (drei Zeitstunden),  
Sprache und Kommunikation(drei Zeitstunden), 

 
3. in der Fachrichtung Betriebswirtschaft in den Fächern 

Informationsverarbeitung (vier Zeitstunden), 
Fachenglisch (drei Zeitstunden),  
Sprache und Kommunikation(drei Zeitstunden), 

 
4. in der Fachrichtung Bürowirtschaft in den Fächern 

Informationsverarbeitung (vier Zeitstunden), 
Fachenglisch (drei Zeitstunden), 
Sprache und Kommunikation (drei Zeitstunden), 

 
(4) Die praktische Prüfung setzt sich aus der Erstellung 
einer Facharbeit aus einem Fach oder mehreren Fächern 
des Lernbereichs I und ihrer Präsentation zusammen. 
Die Facharbeit wird im letzten Halbjahr der Ausbildung 
erstellt und in der Abschlussprüfung präsentiert. Für die 
Präsentation stehen 30 Minuten zur Verfügung. 
 
(5) In allen Fachrichtungen ist eine mündliche Prüfung in 
Fachenglisch obligatorisch; sie dauert jeweils 15 Minu-
ten. In allen anderen Fächern kann eine mündliche Prü-
fung erfolgen. 
 

§ 7 
Ergebnis der Abschlussprüfung 

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die End-
note in der praktischen Prüfung und in allen Prüfungsfä-
chern mindestens „ausreichend“ lautet oder wenn für 
mangelhafte Leistungen ein Ausgleich entsprechend § 5 
Absätze 2 und 3 besteht. befriedigende oder gute Leis-
tungen in der praktischen Prüfung haben die gleiche 
Ausgleichswirkung wie entsprechende Leistungen in 
anderen Prüfungsfächern. 
 
(2) Das Ergebnis der praktischen Prüfung wird im Ab-
schlusszeugnis gesondert ausgewiesen. Das Thema der 
Facharbeit kann genannt werden. 
 

§ 8 
Abschlusszeugnis 

Im Abschlusszeugnis wird vermerkt, dass der Prüfling 
berechtigt ist, die Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfte 
kaufmännische Assistentin“ beziehungsweise „Staatlich-
geprüfter kaufmännischer Assistent“ mit dem der Fach-
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richtung der Ausbildung entsprechenden Zusatz zu füh-
ren. 
 

§ 9 
Prüfung für Externe 

(1) Wer den Abschluss der Berufsfachschule für kauf-
männische Assistenz erwerben will, ohne sie besucht zu 
haben, kann die Prüfung für Externe ablegen. 
 
(2) Zur Prüfung wird zugelassen, wer die Voraussetzun-
gen der jeweiligen Fachrichtung gemäß §§ 3 und 4 erfüllt 
und nach dem persönlichen Bildungsgang und Berufs-
weg erwarten lässt, dass die erworbenen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten den Anforderungen genü-
gen, die an den Erwerb der Berechtigung gestellt wer-
den.  
 
(3) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und ei-
nem mündlichen Teil. 
 
(4) Prüfungsfächer sind die in § 4 für die jeweilige Fach-
richtung genannten Fächer; die Wahl der zweiten Fremd-
sprache ist zugleich mit dem Antrag auf Zulassung zur 
Fremdenprüfung zu treffen. In Ausnahmefällen kann die 
zuständige Behörde andere als die in § 4 genannten 
Fremdsprachen als Prüfungsfächer zulassen. 
 
(5) Schriftlich wird in allen Prüfungsfächern geprüft. Für 
die in § 6 aufgeführten Prüfungsfächer stehen die dort 
genannten Zeiten zur Verfügung; für die übrigen Fächer 
stehen jeweils zwei Zeitstunden zur Verfügung. 
 
(6) Mündlich wird in allen Prüfungsfächern geprüft. In 
Fachenglisch ist die mündliche Prüfung gemäß § 6 obli-
gatorisch. In allen anderen Fächern wird von einer münd-
lichen Prüfung abgesehen, wenn der Prüfling in der 
schriftlichen Prüfung mindestens ausreichende Leistun-
gen erbracht hat. In diesem Fall kann der Prüfling eine 
mündliche Prüfung beantragen. Der Antrag ist schriftlich 
innerhalb von drei Tagen nach Bekanntgabe der Ergeb-
nisse der schriftlichen Prüfung zu stellen. Zur mündlichen 
Prüfung wird nicht zugelassen, wer in der schriftlichen 

Prüfung in drei Fächern mangelhafte oder in einem Fach 
ungenügende Leistungen erbracht hat. In diesem Fall ist 
die Prüfung für Externe nicht bestanden. 
 
(7) Für das Ergebnis der Prüfung gilt § 7 entsprechend.  
 
(8) Im Prüfungszeugnis wird vermerkt, dass die Prüfung 
für Externe abgelegt wurde. Für die Berechtigungen des 
Abschlusszeugnisses gilt § 8 entsprechend. 
 
 

Artikel  5 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für berufliche Schulen – Allgemeiner Teil – 
 
Auf Grund von § 44 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3, 
§ 45 Absatz 4 und § 46 Absatz 2 des Hamburgischen 
Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), 
zuletzt geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), 
und § 1 Nummern 13, 14 und 15 der Weiterübertra-
gungsverordnung-Schulrecht vom 9. Dezember 2003 
(HmbGVBl. S. 580), geändert am 17. Mai 2005 
(HmbGVBl. S. 199), wird verordnet: 
 
Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für berufliche 
Schulen – Allgemeiner Teil – vom 25. Juli 2000 
(HmbGVBl. S. 183, 184) wird wie folgt geändert: 
 
1. § 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Zulassung zu einer Ausbildung kann eine 
Durchschnittsnote voraussetzen. Die Durchschnittsno-
te wird aus allen Noten des zur Zulassung erforderli-
chen Abschlusszeugnisses mit Ausnahme der Note 
für das Fach Sport auf eine Stelle hinter dem Komma 
errechnet; es wird nicht gerundet. Bei einem Ab-
schlusszeugnis der Hauptschule und der Realschule 
werden die Noten für die Kurse des Wahlpflichtbe-
reichs nur mit ihrem Mittelwert berücksichtigt. Bei ei-
nem Abschlusszeugnis der integrierten Gesamtschule 
wird der Notendurchschnitt der auf grundlegende und 
erweiterte Anforderungen bezogenen Noten (A- und 
B-Noten) wie folgt errechnet: 

 
 
Gesamtschule B 1/B 2 B 3 B 4/A 1 A 2 A 3 A 4 A 5 A 6 

bei Zulassungsvoraussetzung „Realschulabschluss“ 1 2 3 4 5 6 7 8 
bei Zulassungsvoraussetzung „Hauptschulabschluss“ 1 1 1 2 3 4 5 6 

 
 
2. § 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 
Zulassungsverfahren 

Für Bewerberinnen und Bewerber, die nicht mehr 
schulpflichtig sind, gilt folgendes Zulassungsverfah-
ren: 
1. Der Antrag auf Zulassung zu einer Ausbildung ist 

schriftlich an die Schule zu stellen. Mit dem Zulas-
sungsantrag sind die Zulassungsvoraussetzungen 
der maßgeblichen Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung nachzuweisen.  

2. Über die Zulassung zur Ausbildung entscheidet 
die Schulleiterin oder der Schulleiter. Die Ent-
scheidung wird schriftlich bekannt gegeben.  

 

3. § 28 erhält folgende Fassung: 

§ 28 
Prüfung in einer anderen Fremdsprache 

(1) Schließt der Abschluss eines Bildungsganges 
nach der maßgeblichen Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung die Berechtigungen des Haupt- oder Real-
schulabschlusses ein, kann gemäß Absatz 2 das 
schriftliche Prüfungsfach Fachenglisch ersetzt werden 
durch eine Prüfung zur Feststellung von gleichwerti-
gen Kompetenzen in einer anderen Fremdsprache, 
die an einer staatlichen Schule oder an einer privaten 
Bildungseinrichtung unterrichtet wird. 
 
(2) Die Prüfung wird auf Antrag des Prüflings durch-
geführt. Der Antrag ist bis zum Beginn des letzten 
Schulhalbjahres der Ausbildung zu stellen und kann 
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grundsätzlich nicht zurückgenommen werden. Die 
Schule soll die Schülerin oder den Schüler beraten. 
Ein Prüfling wird zugelassen, wenn er bis zum Zeit-
punkt der Prüfung weniger als 3 Jahre Englischunter-
richt erteilt bekommen hat. Über Ausnahmen ent-
scheidet die zuständige Behörde.  
 
(3) Für die Besetzung des Fachprüfungsausschusses 
ist es ausreichend, wenn ein Mitglied die erforderliche 
fachliche Qualifikation für das Prüfungsfach besitzt. 
 
(4) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Teil; für Umfang und Inhalt der 
schriftlichen und der mündlichen Prüfung gelten die 
Regelungen der maßgeblichen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung über die Durchführung der Prüfung in 
Fachenglisch entsprechend. Zur mündlichen Prüfung 
wird nicht zugelassen, wer in der schriftlichen Prüfung 
ungenügende Leistungen erbracht hat.  

 
(5) Die Note der anderen Fremdsprache wird anstelle 
von Fachenglisch im Zeugnis eingetragen. Im Zeug-
nis wird vermerkt, dass der Schüler am Unterricht im 
Fach Fachenglisch teilgenommen hat. 

 
 

Artikel  6 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung der Fachschulen mit zweijähriger 

Ausbildungsdauer der Fachbereiche Technik, 
Wirtschaft und Gestaltung 

 
Auf Grund von § 24 Absatz 2, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 
Absatz 4, § 46 Absatz 2 und § 47 Absatz 2 des Hambur-
gischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. 
S. 97), zuletzt geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. 
S. 267), und § 1 Nummern 8, 13, 14, 15 und 16 der Wei-
terübertragungsverordnung-Schulrecht vom 9. Dezember 
2003 (HmbGVBl. S. 580), geändert am 17. Mai 2005 
(HmbGVBl. S. 199), wird verordnet: 
 
In Anlage 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der 
Fachschulen mit zweijähriger Ausbildungsdauer der 
Fachbereiche Technik, Wirtschaft und Gestaltung vom 
16. Juli 2002 (HmbGVBl. S. 151, 164) erhält Nummer 1 
Buchstabe k folgende Fassung: 
 
„k) Fachrichtung Umweltschutztechnik 
 

  
Prüfung 

Prüfung
für 

Externe 
Lernbereich I 

Umweltbewertung und 
Umweltsanierung 
Umweltmanagement 
Technischer Umweltschutz 
Regenerative Energieformen 

Lernbereich II 
Sprache und Kommunikation 1) 

Fachenglisch 1)

Wirtschaft und Gesellschaft 
Wahlpflichtbereich 

 
 

P* 
P* 
bP 
P* 

 
 

EP 
EP 
EP 
EP 

 
 
 
 

EP 
 
1) Die gekennzeichneten Fächer müssen für den Erwerb der 

Fachhochschulreife als zusätzlicher, vertiefender Unter-
richt im Wahlpflichtbereich belegt werden.“ 

Artikel  7 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungs- 

ordnung der Fachschule für Sozialpädagogik 
und der Fachschule für Heilerziehungspflege 

 
Auf Grund von § 24 Absatz 2,  § 44, Absatz 2 Satz 3, 
§ 45 Absatz 4 und § 46 Absatz 2 des Hamburgischen 
Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), 
zuletzt geändert am 29. Juni 2005 8HmbGVBl. S. 267), 
und § 1 Nummern 8, 13, 14 und 15 der Weiterübertra-
gungsverordnung-Schulrecht vom 9. Dezember 2003 
(HmbGVBl. S. 580), geändert am 17. Mai 2005 
(HmbGVBl. S. 199), wird verordnet: 
 
In der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Fachschu-
le für Sozialpädagogik und der Fachschule für Heilerzie-
hungspflege vom 16. Juli 2002 (HmbGVBl. S. 151) wird 
hinter § 9 folgender § 9 a eingefugt: 
 

„§ 9 a 
Europaklausel 

Die Anerkennung von Befähigungsnachweisen von An-
gehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz als 
„Staatlich anerkannte Erzieherin" oder „Staatlich aner-
kannter Erzieher" oder „Staatlich anerkannte Heilerzie-
hungspflegerin" oder „Staatlich anerkannter Heilerzie-
hungspfleger" erfolgt nach der Richtlinie 89/48/EWG des 
Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine 
Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die 
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie-
ßen (ABI. EG Nr. L19 S. 16), in der geltenden Fassung in 
Verbindung mit der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 
18. Juni 1992 über eine allgemeine Regelung zur Aner-
kennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergän-
zung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L209 S. 25) 
in der geltenden Fassung. Ab 20. Oktober 2007 erfolgt 
die Anerkennung gemäß Satz 1 nach der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen (ABI. EU Nr. L255 S. 22)." 
 
 

Artikel  8 
Änderung der Zeugnisordnung 

der Berufsschule 
 

Auf Grund von § 20 Absatz 2, § 44 Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4 und § 46 Absatz 2 des 
Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 29. Juni 2005 
(HmbGVBl. S.267), und § 1 Nummern 6, 13, 14 und 15 
der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 
9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580), geändert am 
17.Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird verordnet: 
 
Die Zeugnisordnung der Berufsschule vom 16.Juli 2002 
(HmbGVBl. S. 151, 174) wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 4 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Im Abschlusszeugnis wird eine Durchschnittsno-
te ausgewiesen. Diese wird aus allen Zeugnisnoten 
errechnet; soweit das Fach Sport unterrichtet wird, 
bleiben mangelhafte oder ungenügende Leistungen 
in diesem Fach unberücksichtigt." 

2. In § 5 Absatz 2 Nummer 1 werden die Halbsätze 2 
und 3 gestrichen. 
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Artikel 9 
Schlussbestimmungen 

 
Auf Grund der in den Präambeln der Artikel 1 bis 8 ge-
nannten Rechtsvorschriften wird ferner verordnet: 
 

§ 1 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2006 in Kraft. Zum 
gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft: 
1. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Handels-

schule vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183,194), 
2. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-

fachschule für Gesundheit vom 13. Juli 1999 
(HmbGVBl. S. 175) in der geltenden Fassung, 

3. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-
fachschule für Sozialwesen vom 16. Juli 2002 
(HmbGVBl. S. 151, 158), 

4. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-
fachschule für Ernährung und Hauswirtschaft vom 
16. Juli 2002 (HmbGVBl. S. 151,159), 

5. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-
fachschule für Elektrotechnik vom 25. Juli 2000 
(HmbGVBl. 2000 S. 183,202, 2001 S. 69), 

6. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-
fachschule für Metalltechnik vom 25. Juli 2000 
(HmbGVBl. 2000 S. 183, 2001 S. 69), 

7. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-
vorbereitungsschule vom 10. Juli 2001 (HmbGVBl. 
S. 157) in der geltenden Fassung, 

8. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Fach-
oberschule vom 2. März 1999 (HmbGVBl. S. 47), 

9. die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Berufs-
fachschule für Kaufmännische Assistenz vom 10. Juli 
2001 (HmbGVBl. S. 157,161). 

 
§ 2 

Übergangsbestimmung 

Auf Schülerinnen und Schüler, die vor dem 1. August 
2006 die berufliche Ausbildung begonnen haben oder 
nach den in § 1 genannten Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen das zweite Schuljahr ganz oder teilweise 
wiederholen, sind die bisherigen Bestimmungen anzu-
wenden.

02.05.2006 V 34 
MBlSchul 2006 Seite 47 
 
 
 

* * * 
 

 
Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 23 vom 23.05.2006, S. 225: 

 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

der Berufsschule für Altenpflege 
(APO-AltPfl) 
Vom 8. Mai 2006 

 
Auf Grund von § 20 Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz, § 42 Absatz 5 Satz 2, 
§ 44 Absatz 1 Satz 3, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2 und 
§ 47 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), 
und § 1 Nummern 6, 11, 13, 14, 15 und 16 der Weiterübertragungsverord-
nung-Schulrecht vom 9. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 580), geändert am 
17. Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird verordnet: 

 
Abschnit t  1 

Al lgemeine Best immungen 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für die Berufsschule für Altenpflege 
in Verbindung mit  
1. dem Altenpflegegesetz (AltPflG) in der Fassung vom 

25. August 2003 (BGBl. I S. 1691), zuletzt geändert 
am 8. Juni 2005 (BGBl. I. S. 1530, 1532), in der je-
weils geltenden Fassung, 

2. der Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung (AltPflAPrV) vom 26. November 2002 (BGBl. I. 
S. 4418, 4429), geändert am 23. März 2005 (BGBl. I. 
S. 931, 965), in der jeweils geltenden Fassung.  

Ergänzend zu den in Satz 1 genannten Bestimmungen 
gelten die Bestimmungen der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für berufliche Schulen – Allgemeiner Teil – 
(APO-AT) vom 25. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 183, 184) in 
der jeweils geltenden Fassung.  
 

§ 2 
Zulassung zur Ausbildung, Beratung 

(1) Zur Ausbildung wird zugelassen, wer die Nachweise 
gesundheitlicher Eignung und ausreichender Vorbildung 
gemäß § 6 AltPflG erbringt und den mit einem Träger 
einer Einrichtung der Altenpflege mit Sitz in der Freien 
und Hansestadt Hamburg geschlossenen Ausbildungs-
vertrag gemäß § 13 AltPflG nachweist.  

 
(2) Die Zulassung ist an einen entsprechenden Antrag 
gebunden, der folgende Angaben enthält: 
1. das an die Berufsschule für Altenpflege gerichtete 

Bewerbungsschreiben, 
2. einen Lebenslauf in tabellarischer Form, der insbe-

sondere Angaben über den bisherigen Bildungsweg 
und die gegebenenfalls ausgeübte Berufstätigkeit 
enthält. 

Kann der erforderliche Schulabschluss zum Anmelde-
termin noch nicht nachgewiesen werden, wird dieser 
unverzüglich nachgereicht; dem Zulassungsantrag ist in 
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diesem Falle das letzte Schulzeugnis beizufügen. Die 
gesundheitliche Eignung durch ärztliches Attest und ein 
Ausbildungsvertrag sind spätestens drei Wochen vor 
Eintritt in die Berufsschule für Altenpflege nachzuweisen. 
 
(3) Grundlagen für die Wahrnehmung der Aufgaben von 
Altenpflegerinnen und Altenpflegern sind neben Kennt-
nissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten auch die berufliche 
Verantwortung und Belastbarkeit sowie die Fähigkeit zur 
persönlichen Zuwendung zu älteren Menschen sowie die 
Fähigkeit zur Zusammenarbeit mit Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und Vorgesetzten sowie Angehörigen älterer 
Menschen. Deshalb soll im Rahmen des Zulassungsver-
fahrens ein Beratungsgespräch über die persönliche 
Eignung für eine Tätigkeit in der Altenpflege geführt wer-
den. Schule und Träger der praktischen Ausbildung kön-
nen die Beratung gemeinsam durchführen. 

 
§ 3 

Gliederung und Inhalt der Ausbildung 

Die Ausbildung umfasst  
1. im Lernbereich I die Unterrichtsfächer 

Aufgaben und Konzepte,  
Pflege alter Menschen, 
Pflege psychisch und neurologisch beeinträchtigter 
alter Menschen, 
Unterstützung bei der Lebensgestaltung, 
Berufliches Selbstkonzept, 
Fachenglisch,  

2. im Lernbereich II die Unterrichtsfächer 
Sprache und Kommunikation,  
Wirtschaft und Gesellschaft , 
Wahlpflicht, 

3. im Lernbereich III das Unterrichtsfach 
Praxis der Altenpflege (praktische Ausbildung). 

Die zuständige Behörde kann die Bezeichnung der Un-
terrichtsfächer fortschreiben, soweit sich nicht wesentli-
che Unterrichtsinhalte ändern. Die in Satz 1 genannten 
Lernbereiche vermitteln die Unterrichtsgegenstände 
gemäß Anlage 1 AltPflAPrV. 
 

§ 4 
Betreuung und Benotung der 

praktischen Ausbildung 

(1) Fachlehrkräfte der Schule betreuen die praktische 
Ausbildung. Die Fachlehrkräfte besuchen die Schülerin-
nen und Schüler mindestens zweimal im Schuljahr in den 
Ausbildungseinrichtungen und fertigen hierüber Berichte. 
Sie benoten die in der praktischen Ausbildung erzielten 
Leistungen der Schülerinnen und Schüler im Benehmen 
mit den Praxisanleiterinnen beziehungsweise Praxisan-
leitern der Einrichtungen der Altenpflege (Ausbildungsbe-
triebe). 
 
(2) Die Schülerinnen und Schüler fertigen in jedem Aus-
bildungsjahr einen Tätigkeits- und Erfahrungsbericht über 
ihre praktische Ausbildung an. Die Fachlehrkraft erörtert 
den Jahresbericht mit den Schülerinnen und Schülern 
und benotet diesen. 
 

Abschnit t  2 
Zeugnisse und Abschlussprüfung 

 
§ 5 

Zeugnisse, Vornoten 

(1) Im Fach "Praxis in der Altenpflege" wird die Note der 
praktischen Ausbildung gemäß § 4 Absatz 1 Satz 3 mit 
einem Gewicht von 75 vom Hundert und die Note des 

Tätigkeits- und Erfahrungsberichts gemäß § 4 Absatz 2 
mit 25 vom Hundert gewertet.  
 
(2) Die gemäß der Stundentafel unterrichteten Lernfelder 
werden gesondert benotet. Diese Teilnoten werden bis 
auf eine Stelle hinter dem Komma genau errechnet und 
auf einem Beiblatt zum Zeugnis ausgewiesen.  
 
(3) Aus den Teilnoten gemäß Absatz 2 sind die Vornoten 
gemäß § 9 AltPflAPrV bis auf eine Stelle hinter dem 
Komma genau zu bilden.  

 
§ 6 

Zulassung zur Prüfung 

(1) Die Schülerinnen und Schüler werden zur Prüfung 
zugelassen, sofern die Nachweise gemäß § 8 Absatz 2 
Nummer 1 AltPflAPrV sowie die Bescheinigung der Be-
rufsschule gemäß § 3 Absatz 2 AltPflAPrV vorliegen. Die 
Bescheinigung erfolgreicher Leistungen erfolgt nach 
Maßgabe des Absatzes 2. 
 
(2) Die Ausbildung war erfolgreich, wenn in allen Fächern 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht oder nicht 
ausreichende Leistungen gemäß Satz 2 ausgeglichen 
wurden. Mangelhafte Leistungen in höchstens einem 
Fach der Lernbereiche I oder II können durch mindestens 
gute Leistungen in einem Fach oder befriedigende Leis-
tungen in zwei Fächern der Lernbereiche I, II oder III 
ausgeglichen werden. Mangelhafte Leistungen in mehr 
als einem Fach oder mangelhaft Leistungen im Lernbe-
reich III oder ungenügende Leistungen können nicht 
ausgeglichen werden. 

 
§ 7 

Praktische Prüfung 
Die Prüfungsteile 
1. schriftliche Ausarbeitung der Pflegeplanung und  
2. Durchführung der Pflege einschließlich Beratung, 

Betreuung und Begleitung eines alten Menschen so-
wie abschließende Reflexion 

werden gesondert benotet. Aus den Teilnoten ist eine 
Gesamtnote für die praktische Ausbildung zu bilden; 
hierbei wird die für den ersten Prüfungsteil erteilte Note 
einfach und die für den zweiten Prüfungsteil erteilte Note 
dreifach gewichtet. 
 

Abschnit t  3 
Erwerb der  Fachhochschulrei fe  

 
§ 8 

Allgemeines 
(1) Für den Erwerb der Fachhochschulreife an der Be-
rufsschule für Altenpflege müssen die Schülerinnen und 
Schüler erfolgreich an gesonderten Unterrichtsangeboten 
gemäß Stundentafel teilnehmen und im Rahmen der 
allgemeinen Abschlussprüfung gemäß Abschnitt 2 eine 
Zusatzprüfung ablegen. Die Zusatzprüfung orientiert sich 
an den inhaltlichen und zeitlichen Regelungen für den 
Erwerb der Fachhochschulreife an beruflichen Schulen. 
Wird Unterricht nach Satz 1 in Anspruch genommen, 
kann die Ausbildung nicht verkürzt werden. 
 
(2) Die Teilnahme an den Unterrichtsangeboten nach 
Absatz 1 Satz 1 erfolgt im ersten Schulhalbjahr auf Probe 
(Probehalbjahr). Die Teilnahme im zweiten Schulhalbjahr 
setzt voraus, dass am Ende des ersten Schulhalbjahres 
der Durchschnitt aus den Fächern Wirtschaft und Gesell-
schaft, Sprache und Kommunikation, Fachenglisch und 



 

62 

Mathematik (Wahlpflicht) mindestens die Note „ausrei-
chend“ beträgt und keines dieser Fächer mit der Note 
„ungenügend“ bewertet wurde. Satz 2 gilt entsprechend 
für die Teilnahme im zweiten Schuljahr. 
 

§ 9 
Gliederung und Gegenstand der Zusatzprüfung 

(1) Die Zusatzprüfung zum Erwerb der Fachhochschulrei-
fe umfasst einen schriftlichen Teil und eine Facharbeit 
mit anschließender Präsentation. Eine mündlichen Prü-
fung kann hinzutreten.  
 
(2) Die schriftliche Prüfung wird in den Fächern Sprache 
und Kommunikation und Fachenglisch abgelegt. Für die 
Prüfungsarbeiten stehen den Schülerinnen und Schülern 
im Fach Sprache und Kommunikation vier Stunden und 
im Fach Fachenglisch drei Stunden zur Verfügung.  
 
(3) Die Facharbeit ist aus dem Bereich eines oder mehre-
rer Lernfelder des Lernbereichs I anzufertigen und hat 
einen mathematischen oder einen naturwissenschaftli-
chen Schwerpunkt. Die Präsentation dauert etwa 30 
Minuten. Die Facharbeit und ihre Präsentation können 
auch als Gruppenleistung erbracht werden, wenn die 
individuellen Anteile deutlich zuzuordnen sind. 
 
(4) Mündlich kann in jedem Fach geprüft werden.  
 

§ 10 
Prüfungsergebnis 

(1) Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn in allen Prü-
fungsteilen mindestens die Endnote „ausreichend“ bezie-
hungsweise ein Ausgleich nach Absatz 2 erreicht wurde 
und kein Prüfungsteil mit der Note „ungenügend“ bewer-
tet wurde.  
 
(2) Mangelhafte Leistungen in einem Fach der schriftli-
chen oder der mündlichen Zusatzprüfung können durch 
mindestens gute Leistungen in dem anderen schriftlichen 
beziehungsweise mündlichen Prüfungsfach oder befrie-
digende Leistungen in zwei anderen Prüfungsfächern 
 

beziehungsweise Prüfungsteilen ausgeglichen werden. 
Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern beziehungswei-
se Prüfungsteilen oder mangelhafte Leistungen in der 
Facharbeit sind nicht ausgleichbar.  
 

§ 11 
Wiederholung 

Wer die Zusatzprüfung nicht bestanden hat, kann diese 
einmal zum nächsten Prüfungstermin wiederholen. Der 
Besuch der Berufsschule für Altenpflege ist nicht erfor-
derlich.  

 
§ 12 

Zeugnis der Fachhochschulreife 

Nach Bestehen der Abschlussprüfung und der Zusatz-
prüfung erhält das Abschlusszeugnis den Vermerk „Ent-
sprechend der Vereinbarung über den Erwerb einer 
Fachhochschulreife in beruflichen Bildungsgängen – 
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 5. Juni 1998 
in der Fassung vom 9. März 2001 in der jeweils gelten-
den Fassung – berechtigt dieses Zeugnis in allen Län-
dern der Bundesrepublik Deutschland zum Studium an 
Fachhochschulen“. 
 

Abschnit t  4 
Schlussbest immung 

 
§13 

In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmung 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2006 in Kraft. Auf 
Schülerinnen und Schüler, die vor dem 1. August 2006 
die berufliche Ausbildung begonnen haben, sind die 
bisherigen Bestimmungen anzuwenden.  
 

 
23.05.2006 V 34/183-03.04/14 
MBlSchul 2006 Seite 60 wird im SchulR HH unter Ziffer 3.3.3 veröffentlicht 
 
 

* * * 
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Das Sportamt gibt bekannt: 
 

Grundsätze zur Sicherheit im Schulsport vom 1.08.2006 
 

I. 
 
1. Bewegung, Spiel und Sport schließen das Risiko von 

Unfällen und Verletzungen ein. Das gilt für alle Er-
scheinungsformen des Sports und damit auch für die 
des Schulsports. Dieser findet im Sportunterricht, 
daneben in Arbeitsgemeinschaften, Neigungsgruppen, 
in Form von schulsportlichen Wettbewerben, Spiel- 
und Sportfesten, Schulsportwochen, Schulfahrten, 
Wandertagen, Projektzeiten und in Pausen statt. 

 
2. Die Lehrkraft oder die jeweils verantwortlich aufsicht-

führende Person hat besondere Pflichten, das mit dem 
Sport verbundene Risiko möglichst gering zu halten, 
um Gefährdungen der Schülerinnen und Schüler und 
dritter Personen vorzubeugen und um Schäden zu 
vermeiden. Aufgrund seines fachlichen Wissens be-
stimmt sie/er, welches Sportvorhaben durchgeführt 
werden soll. Dabei beachtet sie/er die Erfordernisse 
der Erziehung zu einem sicherheitsorientierten Verhal-
ten und entscheidet, ob bzw. welche Sicherheitsmaß-
nahmen notwendig sind. 

 
Hierbei hat sie/er zu  berücksichtigen, ob  

– die Schülerinnen und Schüler den Anforderungen 
und körperlichen Belastungen nach Alter, Ge-
schlecht und Leistungsstand gewachsen sind,  

– die jeweiligen Örtlichkeiten und die Sportgeräte 
den Sicherheitsanforderungen genügen,  

– die Schülerinnen und Schüler durch Dritte gefähr-
det sind oder Dritte gefährden,  

– Erste-Hilfe-Einrichtungen vollständig und erreich-
bar sind, sie/er selbst Erste Hilfe leisten kann und 
ob erforderlichenfalls umgehend eine ärztliche 
Versorgung möglich ist,  

– die Schülerinnen und Schüler so an freie Arbeits-
formen gewöhnt sind, dass sie einzeln oder in 
Gruppen ohne unmittelbare und ständige Aufsicht 
sein können,  

– die Schülerinnen und Schüler die Wege zu außer-
halb des Schulgrundstücks gelegenen Sportstätten 
allein zurücklegen können. 

 
3. Die Lehrerin / der Lehrer ist verpflichtet, 

– darauf zu achten, dass sie/er selbst und die Schü-
lerinnen und Schüler sportgerechte Kleidung tra-
gen und dass alle Gegenstände abgelegt werden, 
die Verletzungen hervorrufen können, 

– Schülerinnen und Schüler auf Gefahrenquellen 
hinzuweisen,  

– erkannte Unfallquellen zu melden und dafür zu 
sorgen, dass schadhafte Geräte nicht mehr benutzt 
werden, 

– Schülerinnen und Schüler bzw. deren Erziehungs-
berechtigte anzuhalten, der Schule Umstände mit-
zuteilen, die eine Teilnahme am Sport einschrän-
ken oder ausschließen könnten, 

– Brillenträger bzw. deren Erziehungsberechtigte 
auf die Zweckmäßigkeit des Tragens von Sport-
brillen hinzuweisen, 

– die Sportstätte grundsätzlich vor den Schülerin-
nen und Schülern zu betreten, nach ihnen zu ver-

lassen und – insbesondere beim Schwimmen – 
die Vollständigkeit der Lerngruppe zu überprüfen. 

 
4. Die insbesondere mit den sogenannten Natursportar-

ten (z. B. Schwimm-, Wasser-, Winter-, Eis-, Roll- 
und Klettersport) verbundenen besonderen Risiken 
erfordern eine erhöhte Sachkenntnis der/s Verant-
wortlichen. Deshalb muss sie/er die jeweilige Sportart 
aus eigener Erfahrung kennen, um ihre neueren 
Entwicklungen wissen und vom Gerät oder der jewei-
ligen Umgebung ausgehende Gefährdungen richtig 
einschätzen können. Dies gilt auch für Teilbereiche 
der anderen Sportarten. Eine methodisch folgerichti-
ge Planung des jeweiligen Vorhabens, eine sorgfälti-
ge Auswahl der Übungen und eine entsprechende 
Organisation helfen, eine Gefährdung der Schülerin-
nen und Schüler zu vermeiden. Grundsätze, Rege-
lungen und Empfehlungen, wie sie beispielsweise der 
Bundesverband der Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand (BUK), die Spitzenverbände des 
Deutschen Sportbundes (DSB), die Deutsche Le-
bens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) oder auch der 
Deutsche Alpenverein herausgeben, sind dabei 
ebenso zu beachten wie gesetzliche Bestimmungen 
und andere Vorschriften. 

 
5. Das schriftliche Einverständnis der Erziehungsberech-

tigten ist erforderlich, wenn die unter Punkt 4. genann-
ten Natursportarten außerhalb des Sportunterrichtes, 
etwa als Teil einer Schulfahrt oder im Rahmen eines 
Sportfestes, ausgeübt werden sollen.   

 
6. Bei allen Wassersportarten müssen die Schülerinnen 

und Schüler sichere Schwimmer sein. Bei Fahrten 
auf Großgewässern und Gewässern mit starker Strö-
mung oder Wellengang müssen Schwimmwesten 
angelegt werden. 

 
7. Schwimmunterricht darf nur von Lehrerinnen und 

Lehrern erteilt werden, die das Fach Sport studiert 
haben oder einen von der Behörde erteilten oder an-
erkannten Befähigungsnachweis besitzen. Sie müs-
sen außerdem innerhalb der letzten vier Jahre ihre 
Rettungs- und Wiederbelebungsfähigkeit im Rahmen 
einer Fortbildung bei der Deutschen Lebensrettungs-
gesellschaft (DLRG) nachgewiesen haben. Die zu-
ständige Behörde kann weitere geeignete Personen-
kreise mit entsprechender Qualifikation beauftragen, 
Schwimmunterricht zu erteilen. Beim Baden muss die 
Lehrerin / der Lehrer sicherstellen, dass eine Aufsicht 
anwesend ist, die retten kann, wenn sie/er selbst da-
zu nicht in der Lage ist.  

 
8. Für die unter Punkt 4 genannten Natursportarten ist 

eine der folgenden Befähigungen für die jeweilige 
Sportart erforderlich: 

– Bestandene Prüfung im Rahmen eines Ausbil-
dungs- oder Studienganges Sport, 

– erfolgreiche Teilnahme an einer Fortbildungsver-
anstaltung der Behörde, 

– abgeschlossene Übungsleiter- oder Traineraus-
bildung eines Fachverbandes des Deutschen 
Sport-Bundes (DSB), 

– eine von der Behörde im Einzelfall als gleichwer-
tig anerkannte Befähigung. 
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In den Wassersportarten und beim Sporttauchen 
muss die Lehrerin / der Lehrer selbst retten und wie-
derbeleben können. 

 
9. Für alle sportlichen Unternehmen kann die Lehrkraft 

die Hilfe und Beratung durch die Behörde in An-
spruch nehmen. In Zweifelsfällen besteht für sie die 
Pflicht, sich beraten zu lassen. Dieses gilt besonders 
dann, wenn sie mit ihren Schülerinnen und Schülern 
eine im allgemeinen nicht übliche Sportartbetreiben 
will. 

 

10. Auf die Richtlinien zum Unterricht, die Rahmenpläne, 
Hinweise und Erläuterungen, Handreichungen und Un-
terrichtsmaterialien, das jährlich erscheinende Sportin-
fo-Handbuch der Hamburger Schulen, die Richtlinien 
für Schulfahrten sowie das Veranstaltungsverzeichnis 
des Landesinstitut LIF-Referat Sport wird hingewiesen. 

 

II. 
 
Diese Bestimmungen treten am 1.08.2006 in Kraft und 
ändern die Grundsätze zur Sicherheit im Schulsport vom 
1.01.2005.  
 

30.05.2006 SP 13 
MBlSchul 2006 Seite 63 
 
 

* * * 
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Nachdruck aus Mitteilungen für die Verwaltung (MittVW) Nr.2 vom 23.02.2006, S.18 ff:: 
 

Richtlinien über die Beurteilung der Beschäftigten  
der Freien und Hansestadt Hamburg  

sowie  
Ergänzende Hinweise des Personalamtes 

 
Nachstehend werden die zum 1. September 2004 in Kraft getretenen Richtlinien über die Beurteilung der Beschäftigten 
der Freien und Hansestadt Hamburg (BeurtRL-FHH) sowie die Ergänzenden Hinweise des Personalamtes zur Anwen-
dung dieser Beurteilungsrichtlinien bekannt gegeben. Die Richtlinien lösen die bisherige Anordnung über die Abgabe 
dienstlicher Beurteilungen vom 30. September 1969, zuletzt geändert am 1. September 1997, ab ihrem Inkrafttreten ab. 
 
Den Beurteilungsrichtlinien liegt eine Vereinbarung mit den Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften nach 
§ 94 HmbPersVG über die Reform des Beurteilungswesens bei der Freien und Hansestadt Hamburg vom 26. Mai 2004 
zugrunde. 
 
Die Dokumente sind als Broschüre im FHHintranet verfügbar und enthalten in ihrer dortigen Form auch den Beurtei-
lungsvordruck sowie die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens veröffentlichten Anmerkungen zu den Neuerungen des Beurtei-
lungssystems. 
(http://www.fhhintranet.stadt.hamburg.de/FHHintranet/Personal/arbeit/beurteilungswesen/start.html) 
 
25. Januar 2006 Personalamt 
P 101 / 100.15-6/3 
MittVw 2006, Seite 18 
 
 
 

Richtlinien 
über die Beurteilung der Beschäftigten der Freien und Hansestadt Hamburg 

(BeurtRL-FHH) 
vom 26. Mai 2004 

 
INHALT 

 
1 Allgemeines 

1.1 Geltungsbereich 
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1 Allgemeines 
1.1 Geltungsbereich 
(1) Diese Richtlinien gelten für alle Beschäftigten (Beam-
tinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer) der Freien und Hansestadt Hamburg, soweit im 
Folgenden keine Ausnahmen getroffen oder zugelassen 
werden.  
 
(2) Diese Richtlinien gelten nicht für 
a) Personen, die sich in einem öffentlich-rechtlichen 

oder privatrechtlichen Ausbildungsverhältnis oder in 
einem Vorbereitungsdienst befinden, 

b) Richterinnen und Richter, sofern sie nicht in die Ver-
waltung abgeordnet sind, 

c) Beschäftigte mit wissenschaftlichen oder künstleri-
schen Tätigkeiten in Forschung und Lehre. 

 
(3) Ergänzende oder abweichende Regelungen dürfen, 
sofern die besondere personelle oder organisatorische 
Struktur der Dienststelle oder besondere gesetzliche 
Regelungen dies erfordern, mit Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde durch Dienstvereinbarung für 
a) den Steuerverwaltungsdienst, 
b) den Polizeivollzugsdienst, den feuerwehrtechnischen 

Dienst, 
c) die Lehrkräfte an Hamburger Schulen, 
d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim Rechnungshof, 

denen Prüfungs- und Beratungsaufgaben übertragen 
sind, 

e) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in justizbezogenen 
Laufbahnen 

getroffen werden.  
 
1.2 Ziele der Beurteilungen 

(1) Beurteilungen haben das Ziel, ein möglichst objekti-
ves und differenziertes Bild der Eignung, Befähigung und 
fachlichen Leistung der Beschäftigten zu zeichnen. Ne-
ben einer aktuellen Leistungsbewertung dienen sie auch 
einer in die Zukunft gerichteten Befähigungseinschätzung 
(Potenzialaussage). Beurteilungen sollen insbesondere 
¾ die fachliche Verwendung der Beschäftigten entspre-

chend ihren Fähigkeiten und sonstigen persönlichen 
Eigenschaften fördern und damit den Leistungsstan-
dard der öffentlichen Verwaltung heben, 

¾ sachgerechte und nachvollziehbare Entscheidungs-
kriterien für Maßnahmen des Personaleinsatzes, der 
Personalwirtschaft und der Personalentwicklung lie-
fern, 

¾ den Beschäftigten eine realistische Einschätzung 
ihres Leistungsstandes erleichtern, damit sie erken-
nen können, in welchen Bereichen sie sich gegebe-
nenfalls verbessern und weiterentwickeln müssen, 

¾ den Beschäftigten zur bestmöglichen Entfaltung ihrer 
individuellen Fähigkeiten verhelfen und gegebenen-
falls ihre Motivation verbessern. 

 
(2) Bei allem Streben nach größtmöglicher Objektivität 
sind Beurteilungen unvermeidlich durch die subjektiven 
Sichtweisen der Beurteilerinnen und Beurteiler beein-
flusst und enthalten neben tatsächlichen Aussagen auch 
persönlichkeitsbedingte Werturteile über die Fähigkeiten 
und Leistungen der Beschäftigten. Die mit der Beurtei-
lung verbundenen Ziele erfordern daher von den Beurtei-
lerinnen und Beurteilern ein hohes Maß an Verantwor-
tungsbewusstsein und Unvoreingenommenheit sowie die 
ständige Bereitschaft zur Selbstreflexion und zur Kom-
munikation mit den zu beurteilenden Beschäftigten. 

1.3 Elektronische Erstellung von Beurteilungen 

Beurteilungen enthalten personenbezogene Daten, deren 
nicht ordnungsgemäße Verwaltung und Verwendung die 
Betroffene oder den Betroffenen in seiner dienstlichen 
bzw. gesellschaftlichen Stellung beeinträchtigen kann. 
Bei der elektronischen Erstellung von Beurteilungen hat 
die Erstbeurteilerin bzw. der Erstbeurteiler dafür Sorge zu 
tragen , dass nur sie bzw. er Zugriff auf das elektronische 
Dokument hat. Ein elektronisch gespeicherter Beurtei-
lungsentwurf ist endgültig zu löschen, sobald der Beurtei-
lungsvorgang mit der Aufnahme der Beurteilung in die 
Personalakte abgeschlossen ist. 
 
 
2 Beurteilungsarten 

(1) Beurteilungsarten sind die Regelbeurteilung (Nr. 4) 
und die Anlassbeurteilung (Nr. 5). 
 
(2) Keine eigenständigen Beurteilungen im Sinne dieser 
Richtlinien sind der Beurteilungsbeitrag (Nr. 3.7) und das 
Beurteilungsgespräch (Nr. 6). 
 
 
3  Gemeinsame Vorschriften 
3.1 Verwendung von Vordrucken 

(1) Für Beurteilungen und Beurteilungsbeiträge ist der 
dafür vorgesehene Vordruck „Beurteilung“ zu verwenden. 
Es sind die Kriterien maßgebend, die im Vordruck aufge-
führt und im Anhang zum Beurteilungsvordruck beschrie-
ben sind. Die vorgegebenen Kriterien und ihre Ausprä-
gungen dürfen nicht geändert werden. Ergänzende An-
merkungen sind in dem dafür vorgesehenen Feld mög-
lich. 
 
(2) Es sind grundsätzlich alle Kriterien, die in dem Vor-
druck vorgesehen sind, zu bewerten. Sofern ausnahms-
weise bestimmte Kriterien bei der Erfüllung der konkreten 
Aufgaben der bzw. des Beschäftigten tatsächlich nicht 
beobachtet werden können, weil sie auf dem Arbeitsplatz 
nicht gefordert sind, ist dies in dem für Anmerkungen 
vorgesehenen Feld zu vermerken und von einer Bewer-
tung abzusehen. 
 
3.2  Erst- und Zweitbeurteilung 
(1) Die bzw. der Beschäftigte wird von zwei Beurteilerin-
nen bzw. Beurteilern unabhängig voneinander beurteilt 
(Erst- und Zweitbeurteilung). Die Zweitbeurteilerin bzw. 
der Zweitbeurteiler ist dabei gegenüber der Erstbeurteile-
rin bzw. dem Erstbeurteiler in Bezug auf die Beurteilung 
nicht weisungsbefugt. Die Erstbeurteilung umfasst das 
vollständige Ausfüllen des Vordrucks „Beurteilung“. Die 
Zweitbeurteilung besteht in einer frei formulierten Stel-
lungnahme in dem hierfür vorgesehenen Feld des Beur-
teilungsbogens. 
 
(2) Wer Erstbeurteilerin bzw. -beurteiler und Zweitbeurtei-
lerin bzw. -beurteiler ist, bestimmt die bzw. der Dienst-
vorgesetzte (§ 3 HmbBG). Die Erstbeurteilerin bzw. der 
Erstbeurteiler muss umfassende Kenntnisse über die zu 
beurteilende Beschäftigte bzw. den zu beurteilenden 
Beschäftigten und ihr bzw. sein Aufgabengebiet besitzen. 
In der Regel wird die bzw. der unmittelbare Vorgesetzte 
zur Erstbeurteilerin bzw. zum Erstbeurteiler zu bestim-
men sein. Die Zweitbeurteilerin bzw. der Zweitbeurteiler 
muss die zu beurteilende Beschäftigte bzw. den zu beur-
teilenden Beschäftigten und ihr bzw. sein Aufgabengebiet 
kennen sowie einen Überblick über die Verwendungs-
möglichkeiten besitzen. Sind diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt, kann nach einer Entscheidung der oder des 
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Dienstvorgesetzten ausnahmsweise von einer Zweitbeur-
teilung abgesehen werden. Personen, die zu der bzw. 
dem zu Beurteilenden in einem in § 20 des Hamburgi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes genannten Ver-
hältnis, insbesondere im Sinne des Absatzes 5, stehen 
(z. B. Angehörige), dürfen nicht Beurteilerinnen bzw. 
Beurteiler sein. In diesen Fällen bestellt die oder der 
Dienstvorgesetzte eine andere Person zur Beurteilerin 
bzw. zum Beurteiler. 
 
3.3 Pflichten der Beurteilerinnen bzw. Beurteiler 

(1) Jede Beurteilerin bzw. jeder Beurteiler hat die Leis-
tungen der bzw. des zu Beurteilenden fortlaufend sorgfäl-
tig zu beobachten. 
 
(2) Die Zweitbeurteilerinnen bzw. Zweitbeurteiler sind 
insbesondere für die Anwendung möglichst gleicher 
Beurteilungsmaßstäbe verantwortlich. Sie besprechen 
sich zu diesem Zweck einmal jährlich mit den ihnen un-
terstellten Erstbeurteilerinnen und Erstbeurteilern. Zu-
sätzlich sollen sich die Zweitbeurteilerinnen bzw. Zweit-
beurteiler in einer Behörde auch horizontal abstimmen. 
Über die Durchführung und Ausgestaltung der horizonta-
len Abstimmung in ihrem Bereich entscheiden die einzel-
nen Behörden. 
 
3.4 Beurteilungsverfahren 

(1) Nach Erstellung eines Beurteilungsentwurfs durch die 
Erst- und Zweitbeurteilerinnen bzw. -beurteiler ist der 
Entwurf der bzw. dem Beschäftigten auszuhändigen. 
Kommen Erst- und Zweitbeurteilerin bzw. -beurteiler zu 
wesentlich unterschiedlichen Bewertungen, sind diese 
vor Aushändigung des Beurteilungsentwurfs zu erörtern. 
Der bzw. dem Beschäftigten ist eine angemessene Frist 
von mindestens zwei Arbeitstagen einzuräumen, um sich 
mit dem Inhalt des Entwurfs vertraut zu machen. Im An-
schluss daran ist der Entwurf mit der bzw. dem Beschäf-
tigten eingehend zu besprechen. Das Gespräch führt die 
zuständige Erstbeurteilerin bzw. der zuständige Erstbeur-
teiler. Kommt die Zweitbeurteilung zu von der Erstbeur-
teilung wesentlich abweichenden Ergebnissen, ist die 
Zweitbeurteilung durch die Zweitbeurteilerin bzw. den 
Zweitbeurteiler zu vertreten. 
 
(2) Durch die Besprechung des Beurteilungsentwurfs soll 
die bzw. der Beschäftigte in den Stand versetzt werden, 
ihren bzw. seinen Leistungsstand in jeder Hinsicht ein-
deutig zu erkennen. Der Beurteilungsentwurf ist zu ver-
nichten, sobald das Beurteilungsverfahren mit der Auf-
nahme der Beurteilung in die Personalakte abgeschlos-
sen ist. 
 
(3) In der Regel ist unmittelbar nach der Besprechung 
des Beurteilungsentwurfs die Endfassung der Erst- und 
Zweitbeurteilung zu erstellen und der bzw. dem Beschäf-
tigten bekannt zu geben. Die bzw. der Beschäftigte hat 
die Kenntnisnahme der Beurteilung durch Unterschrift zu 
bestätigen. Nach der Kenntnisnahme ist die Beurteilung 
zur Personalakte zu nehmen. Die Möglichkeit, zu der 
Beurteilung Stellung zu nehmen, bleibt unberührt.  
 
3.5 Beurteilungsmaßstab 
(1) Grundlage der Beurteilung ist der in dem Beurtei-
lungsvordruck beschriebene Aufgabenbereich. Soweit 
mit dem Aufgabenbereich richterliche Tätigkeiten im 
Sinne von § 3 Rechtspflegergesetz verbunden sind, 
bleiben diese unberücksichtigt. Für eine Gruppe von 
Beschäftigten mit gleichen Tätigkeiten müssen sich die 
Beschreibungen entsprechen.  
 

(2) Die Beurteilung orientiert sich an den Anforderungen, 
die mit dem konkreten Arbeitsplatz verbunden sind. Die 
Maßstäblichkeit – auch im Quergleich – wird deshalb 
nicht über den Status der Person, sondern über die Wer-
tigkeit des Arbeitsplatzes hergestellt, d.h. auf das Status-
amt oder die tarifliche Eingruppierung der bzw. des Be-
schäftigten kommt es für die Bewertung anhand der 
Kriterienliste nicht an. Weicht das Statusamt von der 
Einstufung des konkreten Dienstpostens ab, so ist dies 
im Feld „beurteilungsrelevante Besonderheiten“ zu ver-
merken (diese Fallgestaltung hat lediglich im Beamtenbe-
reich praktische Bedeutung). 
 
(3) Die Beurteilung soll einen aktuellen Leistungsstand 
unter Berücksichtigung der Entwicklung über den gesam-
ten Beurteilungszeitraum widerspiegeln. Die Beurteilung 
ist unabhängig von vorangegangenen Beurteilungen zu 
erstellen. 
 
(4) Bei der Bewertung der fachlichen Leistungen von 
schwerbehinderten Menschen ist eine etwaige Minde-
rung der Arbeits- und Verwendungsfähigkeit durch ihre 
Behinderung zu berücksichtigen (§ 13 Absatz 3 HmbLVO 
bzw. Nr. 9.4 des Senatserlasses zum Schwerbehinder-
tenrecht und zur Schwerbehindertenfürsorge vom 
8.11.1990 (MittVw 1990, S. 131). 
 
3.6 Beurteilungszeitraum 

(1) Beurteilungszeitraum ist vorbehaltlich der Regelungen 
in den Absätzen 2 und 3 der Zeitraum seit der letzten 
Beurteilung.  
 
(2) Nicht zum Beurteilungszeitraum gehören Zeiten, in 
denen die Leistungen der bzw. des Beschäftigten – z. B. 
wegen einer Freistellung oder Beurlaubung – nicht von 
der Erstbeurteilerin bzw. dem Erstbeurteiler oder von an 
der Beurteilung mitwirkenden Personen gemäß Nr. 3.7 
beobachtet werden konnten. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 kann der Beurteilungszeit-
raum einer Anlassbeurteilung, die aus Anlass der Been-
digung einer Abordnung (Nr. 5 Absatz 1 letzter Buchsta-
be) erstellt wird, auf die Zeit der Abordnung begrenzt 
werden. Sofern Zeiten vor Beginn der Abordnung auf 
diese Weise beurteilungsfrei bleiben, werden sie nach 
Möglichkeit in die nächste nach Beendigung der Abord-
nung fällige Beurteilung einbezogen. 
 
3.7 Beurteilungsbeitrag 

(1) Personen, die zum Zeitpunkt einer Beurteilung nicht 
die Funktion der Erstbeurteilerin bzw. des Erstbeurteilers 
wahrnehmen, jedoch im Beurteilungszeitraum Erstbeur-
teilerin bzw. Erstbeurteiler der bzw. des zu beurteilenden 
Beschäftigten waren, sollen an einer Beurteilung mitwir-
ken. Sie liefern dazu an die zuständige Erstbeurteilerin 
bzw. den zuständigen Erstbeurteiler einen Beurteilungs-
beitrag auf dem Vordruck „Beurteilung“.  
 
(2) Beurteilungsbeiträge nach Absatz 1 sind als ergän-
zende Grundlage bei der Beurteilung zu berücksichtigen. 
Die Beurteilerinnen bzw. Beurteiler sind an die Bewer-
tungen in den Beurteilungsbeiträgen jedoch nicht gebun-
den. 
 
(3) Beurteilungsbeiträge nach Absatz 1 sind unverzüglich 
nach Bekanntgabe der Beurteilung (Nr. 3.4 Absatz 3) zu 
vernichten. 
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3.8 Abgeordnete Beschäftigte 

Für die Beurteilung abgeordneter Beschäftigter ist die 
aufnehmende Behörde zuständig, wenn die Abordnung 
zum Zeitpunkt der Beurteilung mindestens 6 Monaten 
angedauert hat. 
 
3.9 Bestätigung der letzten Beurteilung 

(1) Liegt die letzte Beurteilung nicht länger als ein Jahr 
zurück, trifft sie noch vollinhaltlich zu und haben sich die 
im Beurteilungsbogen beschriebenen Aufgaben und 
Anforderungen nicht verändert sowie die Beurteilerinnen 
bzw. die Beurteiler nicht gewechselt, so genügt eine 
schriftliche Bestätigung der letzten Beurteilung durch 
Erst- und Zweitbeurteilerin bzw. -beurteiler. 
 
(2) Soweit eine zeitlich frühere Beurteilung nach Maßga-
be des Absatzes 1 inhaltlich bestätigt wurde, ist eine 
nochmalige Bestätigung grundsätzlich nicht zulässig.  
 
3.10 Unterlassen, Berichtigen und Nachholen von 

Beurteilungen 

(1) Von der Abgabe einer Beurteilung kann abgesehen 
werden, wenn die letzte Beurteilung weniger als 6 Mona-
te zurückliegt und sie den Zweck der an sich fälligen 
Beurteilung erfüllen kann. 
 
(2) Von der Abgabe einer Beurteilung kann darüber hin-
aus in begründeten Ausnahmefällen abgesehen werden, 
wenn die Abgabe einer Beurteilung nicht möglich oder 
nicht zweckmäßig ist. Dies kann beispielsweise der Fall 
sein, wenn die Erstbeurteilerin bzw. der Erstbeurteiler 
längere Zeit abwesend ist oder gegen die zu beurteilende 
Beamtin bzw. den zu beurteilenden Beamten ein Diszip-
linarverfahren schwebt. Fällt der Hinderungsgrund weg, 
ist die Beurteilung unverzüglich nachzuholen. 
 
(3) Ist eine Beurteilung versehentlich unterblieben oder 
bedarf sie der Berichtigung, so ist sie nachzuholen oder 
zu berichtigen. Sofern die Berichtigung Interessen der 
bzw. des Beurteilten berühren kann, ist vorher eine Be-
sprechung gemäß Nr. 3.4 Absatz 1 durchzuführen. 
 
 
4 Regelbeurteilung 
4.1 Zu beurteilende Beschäftigte 

(1) Der Regelbeurteilung unterliegen grundsätzlich alle 
Beschäftigten, die unter diese Richtlinien fallen und die 
sich nicht in einer laufbahnrechtlichen oder tarifrechtli-
chen Probezeit befinden. Hiervon sind ausgenommen: 
a) Beamtinnen und Beamte auf Zeit mit Ausnahme der 

in § 135a HmbBG genannten, 
b) der Personenkreis nach § 41 Absatz 1 HmbBG (sog. 

politische Beamtinnen und Beamte), 
c) Beschäftigte, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, 
d) Drittmittelbeschäftigte, soweit sie nicht unter Nr. 1.1 

Abs. 2 Buchstabe c fallen und das Beschäftigungs-
verhältnis die Dauer von 5 Jahren nicht überschreitet. 

 
(2) Nach Vollendung des 55. Lebensjahres unterliegen 
Beschäftigte den Vorschriften über die Regelbeurteilung 
nur, wenn sie dies beantragen. 
 
(3) Die Behörden und Ämter können mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde bestimmte Beschäftigtengrup-
pen von der Regelbeurteilung ausnehmen, wenn eine 
differenzierte Beurteilung aufgrund der Art der Tätigkeit 
nicht möglich ist.  

4.2 Beurteilungsintervall und Beurteilungsstichtag 

(1) Regelbeurteilungen sind für alle Beschäftigten vom 
Tage des Ablaufs der Probezeit an gerechnet alle vier 
Jahre zu erstellen. Sie sind zeitnah zu dem so errechne-
ten Stichtag abzugeben. 
 
(2) Bei Vorliegen wichtiger dienstlicher Belange können 
die Behörden abweichend von Absatz 1 mit Zustimmung 
der obersten Dienstbehörde durch Dienstvereinbarung 
zeitgleiche Regelbeurteilungen für bestimmte Beschäftig-
tengruppen vorsehen. Beschäftigte, die in eine solche 
Behörde wechseln, werden zu dem dort geltenden Zeit-
punkt nach Satz 1 beurteilt. Verlassen sie die Behörde, 
kehren sie zum allgemeinen Beurteilungsrhythmus zu-
rück. 
 
(3) Die Regelbeurteilung entfällt, wenn sie durch Ver-
schiebung nach Absatz 2 bis zu einem Jahr an die vor-
hergehende bzw. nächstfolgende Regelbeurteilung her-
angerückt würde. 
 
4.3 Regelbeurteilung bei Beurlaubung, Freistellung 

und Krankheit 

(1) Ist die bzw. der Beschäftigte am Stichtag für eine 
Regelbeurteilung beurlaubt, freigestellt (Sabbatjahr) oder 
seit mehr als einem Jahr dienst- bzw. arbeitsunfähig, so 
verschiebt sich die nächste Regelbeurteilung auf 6 Mona-
te nach Rückkehr. Die Termine der folgenden Regelbeur-
teilungen bleiben unverändert. 
 
(2) Nr. 4.2 Absatz 3 gilt entsprechend. 
 
 
5 Anlassbeurteilung 

(1) Die Anlassbeurteilung ist für folgende Anlässe anzu-
fertigen:  
a) Ablauf von Bewährungs- und Probezeiten (z. B. vor 

einer Anstellung, Beförderung oder Höhergruppie-
rung, im Rahmen des so genannten prüfungsfreien 
Aufstiegs), 

b) Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, 
c) Versetzung, Umsetzung, 
d) Teilnahme am prüfungsgebundenen Aufstieg, 
e) Übernahme von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern in das Beamtenverhältnis, 
f) Eintritt in eine Beurlaubung von mindestens 12-

monatiger Dauer (z. B. Sonderurlaub, Elternzeit); He-
ranziehung zum Grundwehr- oder Zivildienst, auch 
wenn dessen Dauer 12 Monate unterschreitet, 

g) Wechsel der Erstbeurteilerin oder des Erstbeurteilers 
(z. B.: Versetzung/Umsetzung der Beurteilerin bzw. 
des Beurteilers oder Abordnung der bzw. des Be-
schäftigten für mehr als 6 Monate), wenn die letzte 
Beurteilung mehr als 6 Monate zurückliegt, 

h) Beendigung einer Abordnung von mehr als 
6 Monaten Dauer innerhalb des Geltungsbereichs 
dieser Richtlinien. Bei Beendigung einer kürzeren 
Abordnung innerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Richtlinien ist von der aufnehmenden Behörde ein 
formloser Abordnungsbericht über Tätigkeit und Leis-
tung der bzw. des Beschäftigten abzugeben; der Be-
richt ist zur Personalakte zu nehmen. 

 
(2) In begründeten Ausnahmefällen kann auf Antrag der 
bzw. des Beschäftigten auch aus anderen Gründen eine 
Anlassbeurteilung abgegeben werden. 
 



 

(3) Für Zwecke der Personalplanung oder des Personal-
einsatzes, insbesondere bei Bewerbungsverfahren, ist 
die Erstellung einer Beurteilung zulässig, wenn die letzte 
Beurteilung mehr als ein Jahr zurückliegt oder jederzeit 
mit Zustimmung der bzw. des Beschäftigten.  
 
(4) Beamtinnen und Beamte des einfachen und des mitt-
leren Dienstes und vergleichbare Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die im Rahmen des prüfungsgebundenen 
Aufstiegs am Vorbereitungsdienst für die nächst höhere 
Laufbahn teilnehmen, sind während des Vorbereitungs-
dienstes nicht zu beurteilen. 
 
 
6 Beurteilungsgespräch 
(1) Die Erstbeurteilerin bzw. der Erstbeurteiler von Be-
schäftigten, die der Regelbeurteilung unterliegen, ist 
verpflichtet, mindestens einmal in dem vierjährigen Beur-
teilungszeitraum für die Regelbeurteilung ein leistungs-
bezogenes Personalgespräch mit diesen Beschäftigten 
zu führen (Beurteilungsgespräch). Das Gespräch muss 
spätestens ein Jahr vor der nächsten fälligen Regelbeur-
teilung geführt werden. Im Vordruck „Beurteilung“ ist zu 
dokumentieren, wann das Gespräch geführt wurde.  
 
(2) In dem Beurteilungsgespräch sollen mit der Mitarbei-
terin bzw. dem Mitarbeiter ihre bzw. seine Leistungen 
erörtert werden, sofern Leistungsschwächen oder nach-
lassende Leistungen vorliegen, ist darauf ausdrücklich 
hinzuweisen. Es sollen Anleitungen zur Förderung der 
Leistungen und Befähigungen gegeben werden.  
 
(3) Das Beurteilungsgespräch ist schriftlich zu dokumen-
tieren und sowohl von der oder dem Beschäftigten als 
auch von der Beurteilerin bzw. dem Beurteiler zu unter-
zeichnen. Die schriftliche Aufzeichnung verbleibt bei der 
Beurteilerin bzw. dem Beurteiler. Sie ist nicht zur Perso-
nalakte zu nehmen. Die bzw. der Beschäftigte erhält eine 
Ausfertigung dieser Aufzeichnungen.  
 
(4) Soweit im Vorfeld einer späteren Anlass- oder Regel-
beurteilung die oder der Beschäftigte unzureichende 
Leistungen zeigt, gelten die Abs. 2 und 3 mit der Maßga-
be, dass eine Ausfertigung der schriftlichen Aufzeichnung 
an die Personalabteilung zwecks Aufnahme in die Per-
sonalakte weiterzuleiten ist.  
 

(5) Schriftliche Aufzeichnungen nach Absatz 3, die sich 
durch die nachfolgende Beurteilung erledigt haben, sind 
unverzüglich zu vernichten. Schriftliche Aufzeichnungen 
nach Absatz 4, die sich durch die nachfolgende Beurtei-
lung erledigt haben, sind nach Maßgabe des Personalak-
tenrechts zu vernichten. 
 
7 Schlussvorschriften 

7.1 In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinien treten am 1. September 2004 in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Anordnung über die Ab-
gabe dienstlicher Beurteilungen vom 30. September 
1969 mit den Änderungen vom 12. September 1989 
sowie vom 1. September 1997 außer Kraft. 
 
7.2 Übergangsregelung 
(1) Diese Richtlinien sind von ihrem In-Kraft-Treten an für 
alle abzugebenden Beurteilungen verbindlich. Das gilt 
auch, soweit der Beurteilungszeitraum Zeiten vor Inkraft-
treten dieser Richtlinien umfasst. Wäre der Beurteilungs-
zeitraum nach den Vorschriften dieser Richtlinien länger 
als 4 Jahre, so beschränkt er sich auf die letzten 4 Jahre. 
 
(2) In Behörden, die von der Möglichkeit der Nr. 4.1 Ab-
satz 3 oder der Nr. 4.2 Absatz 2 Gebrauch machen wol-
len und dies der obersten Dienstbehörde anzeigen, kann 
bis zur Entscheidung der obersten Dienstbehörde von an 
sich fälligen Regelbeurteilungen abgesehen werden. 
 
(3) Beurteilungsgespräche nach Nr. 6 sind im laufenden 
Beurteilungsintervall zumindest für die Beschäftigten 
durchzuführen, deren nächste fällige Regelbeurteilung 
zwei Jahre oder mehr nach dem Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Richtlinien liegt. 
 
(4) Soweit für die unter Nr. 1.1 Abs. 3 genannten Berei-
che bis zum In-Kraft-Treten dieser Richtlinien von der 
Anordnung über die Abgabe dienstlicher Beurteilungen 
vom 30. September 1969 ergänzende oder abweichende 
Regelungen zugelassen waren, gelten diese fort. In die-
sen Fällen gilt die Zustimmung der obersten Dienstbe-
hörde im Sinne von Nr. 1.1 Abs. 3 als erteilt, bis ergän-
zende oder abweichende Regelungen im Sinne von Nr. 
1.1 Abs. 3 neu erlassen werden, längstens jedoch für 
einen Zeitraum von 3 Jahren nach In-Kraft-Treten gem. 
Nr. 7.1. 
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Ergänzende Hinweise zum Beurteilungswesen 
Die folgenden ergänzenden Hinweise zum Beurteilungswesen sind das Ergebnis der Erfahrungen aus den Behörden 
und Ämtern der FHH nach mehr als einem Jahr ihrer Einführung.  
 
Nach den intensiven Trainings und Schulungen in der ersten Phase haben die Beurteilerinnen und Beurteiler nun erste 
Erfahrungen gesammelt, aus denen sich neue Fragen ergeben haben. Die Zweitbeurteilerinnen und Zweitbeurteiler aber 
auch die Personalabteilungen und Personalentwicklerinnen und -entwickler der Behörden und Ämter haben darüber 
hinaus einige Unsicherheiten und Unstimmigkeiten identifiziert, die wir im Folgenden aufgreifen wollen.  
 
Die Hinweise ersetzen nicht die Beurteilungsrichtlinie! Sie kommentieren die Richtlinie an einigen Stellen, wo in der Pra-
xis Probleme sichtbar wurden. Soweit Formulierungen der Richtlinie zum besseren Verständnis wiederholt werden, ist 
dies durch entsprechende Verweise kenntlich gemacht. Im Übrigen verweisen wir auf die Broschüre zum Beurteilungs-
wesen sowie die Antworten auf die „Häufig gestellten Fragen“ (FAQ) im Intranet und Internet, die wir hier nicht noch 
einmal aufgegriffen haben. 
 
Die Hinweise gliedern sich nach den entsprechenden Vorschriften der Richtlinie. 
 

I. Hinweise zu einzelnen Nr. der Beurteilungsrichtlinie  
Zu Nr. 3.1 der Beurteilungsrichtlinie „Verwendung von Vordrucken“ 
a. Hinweise zur Aufgabenbeschreibung und zum Anforderungsprofil 
b. Hinweise zum Umgang mit „besonders wichtigen“ Kriterien für einen Arbeitsplatz  
c. Hinweise zum Umgang Anmerkungstexten  
d. Hinweise zum Umgang mit „Potenzialaussagen“  
e. Hinweise zum Umgang mit Schlussbemerkung 
Zu Nr. 3.2 der Beurteilungsrichtlinie „Erst- und Zweitbeurteilung“  
Zu Nr. 3.4 der Beurteilungsrichtlinie „Beurteilungsverfahren“ 
Zu Nr. 3.5 der Beurteilungsrichtlinie „Beurteilungsmaßstab“ 
Zu Nr. 3.10 der Beurteilungsrichtlinie „Unterlassen, Berichtigen und  Nachholen von Beurteilungen“ 

– Zum Aspekt „Berichtigen“  
Zu Nr. 6 der Beurteilungsrichtlinie „Das Beurteilungsgespräch“  
II. Laufbahnrechtliche Bezüge der Beurteilung  
 

 
I. Hinweise zu einzelnen Nr. der Beurteilungsrichtli-

nie 
 
Zu Nr. 3.1. der Beurteilungsrichtlinie 

„Verwendung von Vordrucken“ 
 
a. Hinweise zur Aufgabenbeschreibung und zum 

Anforderungsprofil 
Neben der Aufgabenbeschreibung müssen Sie als 
Erstbeurteilerin bzw. Erstbeurteiler die Anforderungen 
des Arbeitsplatzes konkret beschreiben. Das Anforde-
rungsprofil ist die Grundlage einer Beurteilung, da Leis-
tung, Kompetenz und Verhalten der Beschäftigten aus-
schließlich vor dem Hintergrund der Anforderungen des 
Arbeitsplatzes beurteilt werden können (siehe dazu auch 
die Erläuterungen unten unter 3.1. b). 
Die bloße Wiedergabe der Stellenbeschreibung ist hier 
nicht ausreichend. Vielmehr geht es darum, einer dritten 
Person deutlich zu machen, 
– Worum geht es bei der Tätigkeit? 
– Was sind die besonderen Charakteristika der Aufga-

be? (vgl. Vordruck S. 2 sowie Broschüre S. 16)  
– Welche Erwartungen werden an die Kompetenzen 

und Verhaltensweisen der Stelleninhaberin/des Stel-
leninhabers gestellt?  

– Welches sind die besonders wichtigen Aspekte oder 
Kriterien für die Bewältigung der Aufgaben, die sie 
von anderen Aufgaben auf der gleichen Ebene unter-
scheiden? 

 
Die Aufgaben leiten sich aus den Zielen ab, die mit einer 
Stelle erreicht werden sollen. Aufgaben bündeln die Tä-
tigkeiten, die zur Erfüllung der Ziele erforderlich sind.  

Diese finden sich z. B. in den Stellenbeschreibungen, 
sollten aber im Beurteilungsformular zusammengefasst 
werden. Zeitanteile sind hier nicht erforderlich.  
 
Beispiel Personalsachbearbeiter/-innen 

(Auflistung nicht abschließend) 
Ziele 
Â Sicherstellen der ordnungsgemäßen Personaladmi-

nistration 
Â … 
 
Beispiel Personalsachbearbeiter/-innen 

(Auflistung nicht abschließend) 
Aufgaben:  
Â Bearbeitung von Personalangelegenheiten 
Â Beratung und Dienstleistungen für Bewerber/-innen 

und Beschäftigte, die Fachvorgesetzten 
Â … 
 
Die Anforderungen an die einzelne Person wiederum 
leiten sich aus den Aufgaben ab. Die Beurteilung bewer-
tet dann den individuellen Grad mit dem die Anforderun-
gen durch eine konkrete Stelleninhaberin bzw. Stellenin-
haber erfüllt werden.  
 
Nicht alle Anforderungen werden sich exakt mit den Beg-
riffen des Beurteilungsformulars decken. Zur Beschrei-
bung der konkreten Besonderheiten des Arbeitsplatzes 
können Sie deshalb weitere Begriffe und Formulierungen 
in dem Fließtext auf S. 2 des Beurteilungsformulars auf-
nehmen. Der Bezug zu den Beurteilungskriterien sollte 
allerdings dargestellt werden, um deutlich zu machen, 
unter welchem Beurteilungskriterium sich die Anforde-
rung niederschlägt. 
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Beispiel Personalsachbearbeiter/-innen 
Anforderungen: 
Â Befähigung zur Auslegung von Rechtsvorschriften 

(Problemlösefähigkeit) 
Â Verhandlungsgeschick (Konfliktverhalten) 
Â Kommunikationsfähigkeit 
Â Bereitschaft zur Fortbildung 
Â Dienstleistungsorientierung 
 
Die Aufgabenbeschreibung und das Anforderungsprofil 
aus der Beurteilung sollten Sie ebenfalls bei der Formu-
lierung von Ausschreibungstexten zugrunde legen. 
 
b. Hinweise zum Umgang mit „besonders wichtigen“ 

Kriterien für einen Arbeitsplatz 
Als Erstbeurteilerinnen bzw. Erstbeurteiler müssen Sie 
sich bei der Beurteilung entscheiden, welche Kriterien für 
diesen Arbeitsplatz besonders wichtig sind und dies im 
Beurteilungsvordruck vermerken.  
 
Die Kriterien sind so gewählt, dass sie grundsätzlich für 
alle Beschäftigten mit den unterschiedlichsten Aufgaben 
wichtig sind. Vor diesem Hintergrund ist es folgerichtig, 
dass die Bewertung eines Kriteriums als „besonders 
wichtig“ nur in begrenzter Anzahl pro Kategorie vergeben 
werden sollte. Keinesfalls sinnvoll ist es, keine oder alle 
Kriterien als wichtig zu bezeichnen. 
 
Diese Entscheidung, welche Kriterien „besonders wich-
tig“ sind, treffen Sie bitte bevor Sie mit dem Bewerten 
der Leistungen im Rahmen der einzelnen Kriterien be-
ginnen.  
 
Wichtig ist, dass Sie dabei einen Bezug zur Beschrei-
bung der Anforderungen herstellen. Die wichtigen Krite-
rien müssen also auch aus der Beschreibung der Anfor-
derungen hervorgehen (vgl. dazu auch oben unter 3.1 a). 
 
Beispiel  
In der Arbeitsplatzbeschreibung für eine Stelle steht „Die 
Tätigkeit erfordert es, komplexe Arbeitszusammenhänge 
im Blick zu haben und Schlussfolgerungen daraus zu 
ziehen“. Dann sollte das Kriterium „Urteilsvermö-
gen/Problemlösefähigkeit“, das diese Anforderung aus-
drückt als „besonders wichtig“ klassifiziert werden.  
 
Die „besonders wichtigen“ Kriterien für eine Stelle erhal-
ten durch ihre Kennzeichnung gegenüber den übrigen 
Kriterien ein anderes Gewicht (vgl. dazu auch die Erläu-
terungen zum Vordruck sowie die Broschüre zum Beur-
teilungswesen, S. 9).  
 
Handelt es sich um eine Stelle, die in einer Funktions-
gruppe 1) gebündelt ist, sind diese Gewichtungen im 
Vorwege von den zuständigen Beurteilerinnen und Beur-
teilern gemeinsam festgelegt. 
 
 
c. Hinweise zum Umgang Anmerkungstexten 
Das Beurteilungswesen ist durch die Kombination von 
einer 6-stufigen Beurteilungsskala und verbalen Anmer-
kungen gekennzeichnet.  
 

Die Anmerkungstexte dienen vor allem dazu, die Bewer-
tungen zu begründen und für die Beurteilte/ den Beurteil-
ten und Dritte an Beispielen konkret und plastisch zu 
machen, z. B. im Bewerbungsverfahren. Die Kombination 
von Bewertung/Kreuz einerseits und Text andererseits 
muss dafür ein übereinstimmendes Bild zeichnen: Je 
mehr verbale Beschreibungen vorhanden sind, um so 
eher entsteht ein Bild von der/ dem Beurteilten. Beurtei-
lungen ohne Beispiele sind blutleer!  
 
Die Beispiele und Beobachtungen sollen die Bewertung 
unterstützen und nicht Ausnahmen beschreiben!  
 
Beispiel  
Wenn Sie z. B. jemanden bezogen auf ein Kriterium mit 
„entspricht im Wesentlichen den Anforderungen“ bewer-
ten, drücken Sie damit aus, dass Sie im Wesentlichen 
zufrieden sind, da die Leistungen den Anforderungen 
entsprechen, wenn auch mit geringen Einschränkungen. 
Dies sollten Sie an konkreten Beispielen erläutern.  
Gleichzeitig sollten Sie aber auch in der Anmerkung 
deutlich machen, an welchen Beobachtungen Sie es 
festmachen, dass der oder die zu Beurteilende sich in 
einzelnen Punkten noch verbessern kann.  
 
Die Begründung in der Gesamtbewertung gewichtet die 
Einzelaussagen zu den Kriterien, im Sinne von „alles in 
allem ist die/der Beurteilte in der Kategorie so einzu-
schätzen…“. In der Gesamtbewertung können Sie be-
sonders gewichtige Argumente der vorherigen Einzelan-
merkungen wieder aufgreifen und ergänzen.  
Nutzen Sie als Erstbeurteilerin bzw. Erstbeurteiler die in 
der Broschüre beschriebene Fünf-Minuten-Methode, um 
im Laufe des Beurteilungszeitraums Material für ihre 
Beispiele zu sammeln. 
 
d. Hinweise zum Umgang mit „Potenzialaussagen“ 
Es ist nicht immer einfach, Einschätzungen der Entwick-
lungspotenziale, d. h. Prognosen vorzunehmen, insbe-
sondere dann, wenn es sich um langjährige Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter handelt.  
 
Wozu sind Potenzialaussagen erforderlich? 

Mit den in der Beurteilung erforderlichen Potenzialaussa-
gen geben Sie als Erstbeurteilerin bzw. -beurteiler eine 
Prognose über die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten 
ihrer Mitarbeiterin bzw. Ihres Mitarbeiters vor. Diese 
Prognosen dienen sowohl der Einschätzung  und Orien-
tierung der/des Beurteilten als auch der Beurteilung lauf-
bahnbezogener Anforderungen (z. B. Eignung für höher-
wertigen Dienstposten) und müssen daher begründet 
werden. Dies gilt insbesondere bei Zuordnung „Einschät-
zung nicht möglich / entfällt“, weil hier zwei unterschiedli-
che Gründe für diese Bewertung vorliegen können: Ent-
weder ist es für Sie tatsächlich unmöglich, etwas zu beo-
bachten oder Sie schätzen ein, dass ein entsprechendes 
Potenzial nicht vorhanden ist. Nur Ihre Erläuterung ver-
deutlicht, was Sie gemeint haben. 
In einem Bewerbungsverfahren kann sich die Auswahl-
kommission durch die vorgenommenen Potenzialaussa-
gen ein Bild davon machen, was die Bewerberin/ der 
Bewerber an anderen bzw. weitergehenden Potenzialen 
für die neue Stelle mit sich bringt. 

 
 
  
1) Vgl. Diese Methode wird in einem Papier des Personalamtes zu Beurteilungskonferenzen dargestellt, das sich in Vorbereitung 

befindet. Wenn Sie unsicher sind, ob eine spezielle Stelle einer Funktionsgruppe zugeordnet ist, wenden Sie sich bitte an Ihre zu-
ständige Personalabteilung oder -entwicklung. 
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Die Potenzialaussage kann im Rahmen einer Anlassbe-
urteilung (z. B. wenn eine Beförderung nach der Bewäh-
rungszeit ansteht) auch dazu dienen, eine Prognose für 
die weitere Leistungsentwicklung auf der Stelle vorzu-
nehmen.  
 
Wenn die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in Leistung, 
Kompetenz und Verhalten bezogen auf einzelne oder 
mehrere Kriterien oberhalb der Anforderungen an die 
derzeitige Stelle liegt, könnten Potenzialaussagen ein 
Indiz dafür sein, wohin sich die- bzw. derjenige weiter 
entwickeln könnte. Beachten Sie, dass ein hohes fachli-
ches Potenzial nicht zwangsläufig auch ein Führungspo-
tenzial bedeuten muss. 
 
In allen Beurteilungen sind Aussagen zur Einschätzung 
des „fachlichen und sonstigem Potenzials“ zu tref-
fen! 2) Diese sind zu begründen! Begründen Sie anhand 
von Beispielen, woran Sie dieses Potenzial erkennen 
können. Mehrfachnennungen sind hier möglich. 3)

 
Achten Sie als Beurteilerin bzw. Beurteiler darauf, dass 
Sie Führungspotenzial auch bei Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern erkennen können, die noch keine direkte 
Führungsaufgabe haben, aber z. B. in Stellvertretungs-
funktionen sind, Projekte oder Teams leiten oder als 
Ausbilderin und Ausbilder tätig sind. 4)

 
Sofern eine Einschätzung des Führungspotenzials erfor-
derlich ist, müssen Sie Ihre Einschätzung in dem ent-
sprechenden Feld begründen! 
 
Wie sind die Felder bei der Einschätzung des Füh-
rungspotenzials zu verstehen?  

– Sofern Sie als Erstbeurteilerin/ Erstbeurteiler keinerlei 
Führungsaufgaben beobachten können, kreuzen Sie 
das Kästchen „Einschätzung des Führungspoten-
zials nicht möglich/ entfällt“ an.  

Dieses Kästchen trifft auch dann zu, wenn Sie kein 
über die jetzige Führungsaufgabe hinausgehendes 
Führungspotenzial erkennen können. 

 
– Das Kästchen „Führungspotenzial für eine erste 

Führungsaufgabe vorhanden“ trifft dann zu, wenn 
bislang noch keine „echte“ Führungsaufgabe wahrge-
nommen wird, aber durch andere Quellen beobacht-
bar ist, dass Führungspotenzial vorhanden ist (s. o. 
Stellvertretung, Ausbildung etc.). „Erste Führungsauf-
gabe“ meint dabei nicht zwangsläufig auch die im 
Laufe einer Biographie erste Führungsaufgabe, son-
dern kann auch die erneute Aufnahme einer Füh-
rungsfunktion nach einer „Führungspause“ meinen. 
Die erste Führungsaufgabe kann demzufolge auch 
auf einer höheren Hierarchieebene angesiedelt sein. 

Dieses Kästchen ist auch dann anzukreuzen, wenn 
eine Führungskraft in ihrer jetzigen Führungsaufgabe 
geeignet ist, aber ihr noch nicht die nächst höhere 
Ebene (z. B. bei einer Referatsleitung die Abteilungs-
leitung) zugetraut wird; in diesem Fall sollten Sie dies 
ergänzend textlich zum Ausdruck bringen. 

– „Führungspotenzial für eine nächst höhere Ebene 
vorhanden“ trifft dann zu, wenn die/ der Beurteilte 
über die jetzige Führungsebene hinaus Potenziale 
aufweist.  

 
– Das Kästchen „Führungspotenzial für weitere Ebe-

nen vorhanden“ geht über die Beurteilung „Füh-
rungspotenzial für eine nächst höhere Ebene vorhan-
den“ hinaus und bezeichnet gewissermaßen das Po-
tenzial für die „übernächste und weitere Ebenen“. So-
fern eine Mitarbeiterin/ ein Mitarbeiter bereits auf ei-
ner hohen Führungsebene tätig ist und aus diesem 
Grunde keine Karrieremöglichkeit mehr gegeben ist, 
lässt sich dieses ergänzend textlich zum Ausdruck 
bringen.  

 
Sie sollten Ihre Einschätzung zu den Führungspotenzia-
len an konkreten Beispielen und für andere nachvollzieh-
bar begründen. 
 
e. Hinweise zum Umgang mit der Schlussbemer-

kung 
Eine Schlussbemerkung ist nur dann erforderlich, wenn 
über die Gesamtbewertungen zu den einzelnen Katego-
rien hinaus zusammenfassende Aussagen getroffen 
werden müssen. Dies ist vor allem bei Anlassbeurteilun-
gen (vgl. Ziff. 5 Abs. 1 Buchst. a, b, d, e BeurtRL-FHH ) 
der Fall.  
 
Beispiel einer Beurteilung zum Anlass einer Beförde-
rung 
„Auf Grund der Aspekte …. wird die Beförderung bzw. 
der Bewährungsaufstieg nach ...... befürwortet.“  
 
Zu Nr. 3.2. der Beurteilungsrichtlinie „Erst- und 

Zweitbeurteilung“ 
Die Rolle und Verantwortung der Zweitbeurteilerinnen 
und -beurteiler wurde im neuen Beurteilungswesen z.B. 
durch ihre Bedeutung bei der Einhaltung eines vergleich-
baren Maßstabs deutlich gestärkt. (Siehe Nr.3.3 II 
BeurtRL). Sie sind es, die durch ihre Übersicht über eine 
Reihe von Erstbeurteilungen ihrer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zumindest in ihrem Zuständigkeitsbereich 
darauf hinwirken müssen, dass die Maßstäbe vergleich-
bar sind. Sie sind verantwortlich für die Durchführung von 
Beurteilungskonferenzen. 5)

 
Der Begriff „Beurteilungskonferenz“ setzt auf der Richtli-
nie zum Beurteilungswesen auf:  

„Sie (die Zweitbeurteilerinnen und -beurteiler) 
besprechen sich zu diesem Zweck einmal jähr-
lich mit den ihnen unterstellten Erstbeurteilerin-
nen und Erstbeurteilern. Zusätzlich sollen sich 
die Zweitbeurteilerinnen bzw. Zweitbeurteiler in 
einer Behörde auch horizontal abstimmen.“ 
(BeurtRL-FHH Nr.3.3, Satz 2): 
 

Die Zweitbeurteilenden müssen die zu Beurteilenden 
kennen (Nr. 3.2. der BeurtRL). Der Zweitbeurteiler kann 
für den Erwerb der Kenntnisse über Aufgabengebiet und 

 
 
  
2) siehe vorletzte Seite des Vordrucks 
3) siehe Broschüre S.10 und Vordruck S.13 
4) ebd. 
5) Das Herstellen möglichst gleicher Maßstäbe ist auch eine Aufgabe der Beurteilungskonferenzen. Hierzu ist eine Veröffentlichung 

des Personalamtes in Vorbereitung. 
 

72 



 

Person des Beurteilten auch auf gelegentliche dienstliche 
Kontakte und die Kenntnis von Arbeitsergebnissen zu-
rückgreifen. Zur Vervollständigung kann er zusätzliche 
Informationen des Erstbeurteilers einholen. 
 
Die eigenständige Würdigung der Leistung durch den 
Zweitbeurteiler soll aus dem Text erkennbar sein. Die 
Formulierung „Der Beurteilung wird zugestimmt“ erfordert 
deshalb eine inhaltliche Begründung, die auf die eigenen 
Wahrnehmungen aus der Perspektive der oder des 
Zweitbeurteilenden Bezug nimmt.  
 
Zu Nr. 3.4. der Beurteilungsrichtlinie „Beurteilungs-

verfahren“ 
Das Gespräch zur Eröffnung der Beurteilung wird erst 
geführt, wenn Erst- und Zweitbeurteiler den Beurtei-
lungsentwurf angefertigt und miteinander abgestimmt 
haben. Es unterscheidet sich durch seinen unmittelbaren 
Bezug zu dem angefertigten Beurteilungsentwurf von 
dem zeitlich deutlich vorgelagerten Beurteilungsgespräch 
nach Nr. 6. der Beurteilungsrichtlinie (siehe Nr. 6 der 
BeurtRL). 
 
Die Zweitbeurteilerin bzw. der Zweitbeurteiler muss die 
Möglichkeit haben, ihre bzw. seine besondere Rolle bei 
der Einhaltung möglichst gleicher Maßstäbe (Nr. 3.3. der 
BeurtRL) wahrnehmen zu können bevor die Beurteilung 
dem Beurteilten bekannt gemacht wird. Dies bedeutet 
ausdrücklich nicht, dass die/der Zweitbeurteilende ge-
genüber der/dem Erstbeurteilenden weisungsbefugt ist 
(Nr. 3.2. der BeurtRL). Vielmehr muss der Zweitbeurtei-
lende im Rahmen seiner Verantwortung bei der Einhal-
tung einheitlicher Maßstäbe in seinem Gespräch mit dem 
Erstbeurteilenden auf diesen Maßstab hinweisen. Sofern 
die beiden keine Einigung erzielen können, finden sich 
beide Positionen in der Beurteilung wieder 6). Die beiden 
Beurteilenden müssen aber die Möglichkeit haben, ihre 
Positionen vor der Bekanntgabe gegenüber der Mitarbei-
terin/ dem Mitarbeiter aufeinander abzustimmen (vgl. 
BeurtRL insbesondere Nr. 3.4.) 
 
Zu Nr. 3.5. der Beurteilungsrichtlinie „Beurteilungs-

maßstab“ 
In der Praxis hat sich vielfach gezeigt, dass die Abgren-
zung zwischen den Bewertungsstufen von den Beurtei-
lenden unterschiedlich ausgelegt wurde. Wie und worin 
unterscheiden sich Beurteilungen, die die Anforderungen 
„in vollem Umfang“ erfüllt sehen, von solchen, wo dies 
„im Wesentlichen“ der Fall ist? Worin unterscheidet sich 
„mit Einschränkungen“ von „im Wesentlichen“? Was 
bedeutet es in der Praxis, wenn ein Mitarbeiter/ eine 
Mitarbeiterin die Anforderungen „in besonderem Maße“ 
übersteigt? Wir haben deshalb die Bedeutung der Bewer-
tungsstufen nachfolgend nochmals konkretisiert. Diese 
Konkretisierung ist eine Entscheidungshilfe für die Erst- 
und Zweitbeurteilenden, jedoch kein Formulierungsvor-
schlag für eigene Beurteilungen!  
 
Entscheidend für den Umgang mit der Skala sind folgen-
de Kernpunkte (siehe dazu auch die nachstehende 
Übersicht): 

o Schöpfen Sie ggf. die ganze Bandbreite der Beur-
teilungsskala aus! 

 
o Die Beurteilung soll den „aktuellen Leistungs-

stand“ widerspiegeln, prognostische Aussagen ha-
ben nur bei der Potenzialeinschätzung und der 
Schlussbemerkung ihren Platz. Gerade bei Anlass-
beurteilungen, die relativ kurzfristig nach einer Tätig-
keitsaufnahme anstehen (z.B. bei Ablauf der Probe-
zeit oder Beförderung) ist somit darauf zu achten, 
dass die Bewertung der Beurteilungskriterien nur auf 
Basis der tatsächlich möglichen Beobachtungen bis 
zum Zeitpunkt der Beurteilung erfolgt. Soweit ein Be-
urteilungskriterium von einer längeren Beobachtung 
der Leistungen und Kompetenzen abhängig ist (z. B. 
„Arbeitsergebnisse“), kommt daher eine Bewertung 
mit „entspricht den Anforderungen in vollem Umfang“ 
zu einem solch frühen Zeitpunkt der Tätigkeit i. d. R. 
noch nicht in Betracht. Verhaltensorientierte Beurtei-
lungskriterien (z. B. „Umgang mit anderen / Kommu-
nikation“) können einer derartigen Einschätzung da-
gegen schon früher zugänglich sein.  

Damit wird auch der Bedeutung der Schlussbemer-
kung bei Anlassbeurteilungen Rechnung getragen, 
denn erst auf Basis der hierbei zu treffenden prognos-
tischen Aussagen kann beurteilt werden, ob trotz ei-
ner möglicherweise noch nicht vollumfänglichen Auf-
gabenwahrnehmung bevorstehende laufbahn- oder 
statusrechtliche Maßnahmen dennoch getroffen wer-
den können (näher dazu unten unter 3.10). 

 
o Wenn Sie als Erstbeurteilerin oder Erstbeurteiler ein 

bestimmtes Verhalten, bestimmte Kompetenzen oder 
Leistungen Ihrer Mitarbeiterin oder Ihres Mitarbeiters 
beobachten und diese der Beurteilungsskala zuord-
nen, müssen Sie – bei aller Subjektivität Ihrer Ein-
schätzung – objektivierbare Unterscheidungsmerkma-
le heranziehen. Dazu gehören vor allem das Ausmaß 
und die Häufigkeit der beobachteten Stärken oder 
Verbesserungsbedarfe in Bezug auf die Anforderun-
gen. Die Anforderungen können auch durch  verein-
barte Arbeits- und Verhaltensziele, z. B. die Erledi-
gung bestimmter Arbeitspakete oder -mengen kon-
kretisiert werden.  Die folgende Skala soll diesen Zu-
sammenhang verdeutlichen. Sie ist abstrakt formuliert 
und kann Ihnen nicht die Zuordnung im Einzelfall ab-
nehmen. 

 
o Sowohl gegenüber Beschäftigten, die bezogen auf 

mehrere Kriterien die Anforderungen nicht bzw. nur 
wenig erfüllen als auch solche, die die Anforderungen 
in besonderem Maße übertreffen, besteht Hand-
lungsbedarf für die Führungskräfte: Gerade wenn 
mehrere Kriterien so beurteilt werden, ist dies ein 
Hinweis darauf, dass die/der Beurteilte möglicherwei-
se über- oder unterfordert ist und nicht an der richti-
gen Stelle eingesetzt wird. Der Handlungsbedarf kann 
in speziellen Förderungen und Unterstützungen be-
stehen bzw. auch das Bemühen um die Umsetzung in 
neue Aufgabenfelder bedeuten. 

 
 
  
6) Ebd. 
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Hinweise zur Zuordnung des beobachteten Verhaltens zu den Bewertungskategorien des Beurteilungsbogens 

unterhalb der 
Anforderungen 

Anforderungsgemäß 
mit Einschränkungen 

anforderungsgemäß  oberhalb der Anforderungen

„Entspricht nicht den 
Anforderungen“ 

 

 

„Entspricht den Anforderun- 
gen mit Einschränkungen“ 

 

 

„Entspricht im Wesentli-
chen den Anforderungen“ 

 

 

„Entspricht den Anforde- 
rungen in vollem Umfang“ 

 

 

„Übertrifft die 
Anforderungen“ 

 

 

„Übertrifft die Anforderun-
gen in besonderem Maß“ 

 

 
Erfüllungsgrad 

Die Anforderungen an 
die Leistung, Kompe-
tenz und Verhalten 
werden nicht erfüllt 

Die Anforderungen an Leis-
tung, Kompetenz und Ver-
halten werden unterschritten 

Die Anforderungen an 
Leistung, Kompetenz 
und Verhalten werden 
nur geringfügig unter-
schritten 

Leistung, Kompetenz und 
Verhalten sind vollständig 
im Einklang mit den An-
forderungen 

Die Anforderungen an 
Leistung, Kompetenz und 
Verhalten werden übertrof-
fen 

Die Anforderungen an Leis-
tung, Kompetenz und Ver-
halten werden deutlich 
übertroffen 

Häufigkeit der Beobachtungen 

Permanent zu beo-
bachtender Verbesse-
rungsbedarf in quantita-
tiver und/ oder qualita-
tiver Hinsicht 

Häufig zu beobachtender 
Verbesserungsbedarf in
quantitativer und/oder quali-
tativer Hinsicht 

 
Vereinzelter Verbesse-
rungsbedarf in quantita-
tiver und/oder qualitati-
ver Hinsicht 

Konstante anforderungs-
gemäße Leistungen in 
quantitativer und/oder 
qualitativer Hinsicht 

Regelmäßige Mehrleistung 
in quantitativer und/oder 
qualitativer Hinsicht 

Permanente Mehrleistung in 
quantitativer und/oder quali-
tativer Hinsicht 

Mögliche Auswirkungen der Beobachtungen 

Permanent Überprü-
fung notwendig  
Die stark eingeschränk-
ten Leistungen bzw. 
das Verhalten können 
sich gravierend negativ 
über den konkreten 
Arbeitsplatz hinaus
auswirken. 

 

Die eingeschränkten Leis-
tungen bzw. das Verhalten 
können zeitweise oder in 
Teilen negativ über den 
konkreten Arbeitsplatz hin-
aus wirken. 

Regelmäßige Überprüfung 
notwendig  

Überprüfung nur verein-
zelt auch außerhalb der 
Fachaufsicht nötig 

Überprüfung nur im Rah-
men der Fachaufsicht 
notwendig 

Überprüfung nur im Rah-
men der Fachaufsicht 
notwendig 

Überprüfung nur im Rah-
men der Fachaufsicht not-
wendig  

Es besteht die Gefahr, dass 
die Mitarbeiterin/ der Mitar-
beiter an diesem Arbeits-
platz dauerhaft unterfordert 
ist 

74
 



 

75 

 
„Entspricht nicht den 

Anforderungen“ 
„Entspricht den Anforderun-
gen mit Einschränkungen“ 

„Entspricht im Wesentli-
chen den Anforderun-

gen“ 

„Entspricht den Anforde-
rungen in vollem Umfang“ 

„Übertrifft die Anforderun-
gen“ 

„Übertrifft die Anforderun-
gen in besonderem Maß“ 

Hinweise für die Beurteilung 

Die Bewertung sollte in 
den Anmerkungen
begründet werden, um 
sie an konkreten Bei-
spielen nachvollziehbar 
zu machen. 

 
Die Bewertung sollte in den 
Anmerkungen begründet 
werden, um sie an konkreten 
Beispielen nachvollziehbar 
zu machen. 

 

Aus den Anmerkungen 
zu dem Kriterium sollte 
deutlich werden, wie die 
Anforderungen noch 
besser erfüllt werden 
können. 

Trotz dieses einheitlichen 
Leistungsbildes können 
Anmerkungen sinnvoll 
sein. Hierbei sollten auch 
Beispiele dafür aufgeführt 
werden, woran erkennbar 
war, dass die Anforde-
rungen in vollem Umfang 
erfüllt wurden. 

 

Besondere Leistungen/ 
Verhaltensweisen in einem 
Kriterium sollten gewürdigt 
werden. Die Bewertung 
sollte in den Anmerkungen 
begründet werden, um sie 
an konkreten Beispielen 
nachvollziehbar zu ma-
chen. 

Wenn dieses Feld bei 
einem Kriterium ange-
kreuzt ist, wird das in der 
Regel in der „Potenzial-
aussage“ des Beurtei-
lungsvordrucks (sonstiges 
und fachliches Potenzial 
bzw. Führungspotenzial) 
zum Ausdruck kommen. 

Die Bewertung sollte in den 
Anmerkungen begründet 
werden, um sie an konkre-
ten Beispielen nachvollzieh-
bar zu machen. 

Wenn dieses Feld bei einem 
Kriterium angekreuzt ist, 
wird das in der Regel in der 
„Potenzialaussage“ des 
Beurteilungsvordrucks 
(sonstiges und fachliches 
Potenzial bzw. Führungspo-
tenzial) zum Ausdruck 
kommen. 

Besonderen Handlungsbedarf aus der Beurteilung  

   Es besteht Hand-
lungsbedarf! 

Wenn mehrere Kriterien 
so bewertet werden, 
sitzt die Mitarbeite-
rin/der Mitarbeiter am 
falschen Platz. Es be-
steht das Risiko, dass 
sie/er die Erfüllung der 
Aufgaben des gesam-
ten Bereiches dauer-
haft stark einschränkt. 

Es besteht Handlungsbedarf, 
wenn diese Bewertung für 
ein „für den Arbeitsplatz 
besonders wichtiges Kriteri-
um“ abgegeben wird. 

 

      Es besteht Handlungs-
bedarf!  

Wenn mehrere Kriterien so 
bewertet werden, ist davon 
aus zugehen, dass der/die 
Beschäftigte ihr/sein Leis-
tungsvermögen am gegen-
wärtigen Arbeitsplatz nicht 
ausschöpfen kann und evtl. 
am falschen Platz einge-
setzt ist (Unterforderung). 
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Zu Nr. 3.10 der Beurteilungsrichtlinie „Unterlassen, 
Berichtigen und Nachholen von Beurtei-
lungen“ – Zum Aspekt “Berichtigen“ 

Bei Beurteilerinnen und Beurteilern, die in der Anwen-
dung des neuen Beurteilungswesens noch ungeübt sind, 
kommt es immer wieder vor, dass sie die Richtlinie zum 
neuen Beurteilungswesen noch nicht richtig anwenden. 
Nächsthöhere Dienstvorgesetzte haben im Rahmen der 
Dienstaufsicht das Recht und die Pflicht, die ordnungs-
gemäße Anwendung der Beurteilungsrichtlinie zu über-
wachen. Sie können zu diesem Zweck Einsicht in Beur-
teilungen nachgeordneter Beurteilerinnen und Beurteiler 
nehmen, Stellungnahmen hinsichtlich der Plausibilität 
anfordern und im Falle erkennbar falscher Anwendung 
der Beurteilungsrichtlinie  die Beurteilerin bzw. den Beur-
teiler zur Neubeurteilung anweisen. Eine eigene Ände-
rungs- oder Aufhebungsbefugnis kommt Ihnen jedoch 
nicht zu.  
 
Die Überprüfung ist nur für Beurteilungen der den 
Dienstvorgesetzten unmittelbar nachgeordneten Be-
schäftigten möglich. Eine anderweitige Delegation dieser 
Befugnisse, etwa auf andere Dienstvorgesetzte gleicher 
Ebene oder besondere Gremien, ist unzulässig. Im Rah-
men der Wahrnehmung der Aufgaben des Senats als 
oberste Dienstbehörde hat das Personalamt ebenfalls 
das Recht, die ordnungsgemäße Anwendung der Beur-
teilungsrichtlinien zu überprüfen (z.B. bei erkennbaren 
Mängeln im Zusammenhang mit Ernennungsverfahren). 
 
Zu Nr. 6. der Beurteilungsrichtlinie „Das Beurtei-

lungsgespräch“ 
Das Beurteilungsgespräch nach Nr. 6 BeurtRL-FHH 
unterscheidet sich vom Gespräch zur Eröffnung der Be-
urteilung nach Nr.3.4 dadurch, dass es spätestens 1 Jahr 
vor der nächsten Regelbeurteilung geführt wird und sei-
nem Zweck nach der Leistungssteigerung oder -
sicherung der/des später zu Beurteilenden dient. Als 
Beurteilerin bzw. Beurteiler müssen Sie nicht eine voll-
ständige Beurteilung erstellen, um das Gespräch führen 
zu können. Nutzen die das Beurteilungsformular als 
Checkliste für das Gespräch. Themen des Gesprächs 
können dabei Leistungsschwächen und –stärken, nach-
lassende Leistungen, unzureichende Leistungen oder 
Verabredungen von Maßnahmen der Personalentwick-
lung zur Verbesserung des Leistungsstandes sein (Vgl. 
dazu auch die Broschüre S. 11 und Richtlinie Ziffer 6). 
 
Hilfreich ist es hierbei, wenn Sie die Mitarbeiterin bzw. 
den Mitarbeiter regelmäßig mit der Fünf-Minuten-
Methode eingeschätzt haben (vgl. Broschüre S. 19 ff.) 
und dieses Material für die Vorbereitung des Gesprächs 
nutzen.  
 
Der Termin des Beurteilungsgespräches ist im Beurtei-
lungsvordruck auf der 1. Seite einzutragen und von der/ 
dem Beurteilten nach Bekanntgabe der Beurteilung durch 
Unterschrift zu bestätigen. 
 
Nach Nr. 6 der Richtlinie müssen Sie dokumentieren, 
dass das Beurteilungsgespräch geführt wurde. Wenn in 
dem Gespräch keine unzureichenden Leistungen zu 
besprechen waren, ist lediglich gemeinsam festzuhalten, 
dass das Gespräch stattgefunden hat. Dann kann die 

Dokumentation auch aus datenschutzrechtlicher Sicht bei 
der Erstbeurteilerin bzw. dem Erstbeurteiler verbleiben. 
Sind jedoch unzureichende Leistungen Gegenstand des 
Beurteilungsgesprächs, so ist auch zu dokumentieren, 
welche Beurteilungskriterien dahingehend besprochen 
wurden. Gerade dann dient das Beurteilungsgespräch 
der Vorbereitung der späteren Beurteilung, weil mögli-
che, absehbar negative Wertungen der nachfolgenden 
Beurteilung ihren plausiblen und damit rechtssicheren 
Ursprung bereits in dem durch das Beurteilungsgespräch 
erfolgten Leistungsfeedback haben. Deshalb regelt die 
Richtlinie, dass bei „unzureichenden Leistungen“, eine 
Ausfertigung der schriftlichen Aufzeichnung in die Perso-
nalakte genommen werden soll (Nr. 6 Abs. 4 der 
BeurtRL). 
 
Begrifflich liegen „unzureichende Leistungen“ dann vor, 
wenn der zu Beurteilende „den Anforderungen nicht 
entspricht“, sie können aber auch dann vorliegen, wenn 
der zu Beurteilende „den Anforderungen mit Einschrän-
kungen entspricht“. Ob Letzteres der Fall ist und ob aus-
nahmslos alle unzureichenden Leistungen in den Perso-
nalakten zu dokumentieren sind, richtet sich vor allem 
nach der Bedeutung des betroffenen Beurteilungskriteri-
ums, der Anzahl betroffener Beurteilungskriterien und 
dem daraus zu erwartenden Niederschlag der Leistungen 
in den Bewertungskategorien der folgenden Beurteilung. 
Sie müssen die Kernpunkte des Gesprächs also dann in 
der Personalakte dokumentieren, wenn die Leistungen 
sich auf ein Beurteilungskriterium beziehen, das als „be-
sonders wichtig für den Arbeitsplatz“ gekennzeichnet ist 
oder wenn eine Häufung unzureichender bzw. einge-
schränkter Leistungsbewertungen auftritt. 
 
Beispiel  
Ist eine hohe Belastbarkeit als besonders wichtiges Krite-
rium angegeben und zeigt sich der zu Beurteilende den 
Belastungen des Arbeitsplatzes nicht gewachsen, so 
muss dies zur Vorbereitung der mit hoher Sicherheit 
spätestens durch die folgende Beurteilung zu veranlas-
senden Maßnahmen des Dienstherrn in der Personalakte 
dokumentiert werden. Gleiches gälte, wenn etwa die 
Leistungen in den Beurteilungskriterien der Kategorie 
„Arbeitsweise“ durchgängig den Anforderungen nur mit 
Einschränkungen entsprächen. 
 
Dagegen kann z. B. eine Dokumentation bestehender 
Sprachdefizite eines nicht deutschsprachigen Beschäftig-
ten in der Personalakte entbehrlich sein, wenn klar er-
kennbar ist, dass diese durch zwischenzeitliche Maß-
nahmen behoben werden und die tatsächlichen Auswir-
kungen auf die Aufgabenwahrnehmung auch bisher 
begrenzt waren. 
 
 
II. Laufbahnrechtliche Bezüge der Beurteilung 7) 
Laufbahnrechtliche Maßnahmen stehen oftmals in en-
gem Bezug zu dienstlichen Beurteilungen. Dies betrifft 
gerade die Zuordnung der im Rahmen einer Beurteilung 
vorgenommenen Bewertungen zu den laufbahnrechtli-
chen Voraussetzungen, insbesondere bei Bewährungs-
fragen im Zusammenhang mit der Probezeit und Beför-
derung. An dieser Stelle soll daher kurz auf die Verknüp-
fung der Bewertungskategorien der Beurteilung zu die-
sen Bewährungsanforderungen im Laufbahnrecht einge-
gangen werden. 

 
  
7) Auf eine vergleichbare Darstellung für den Bereich des Arbeitsrechts wurde zunächst verzichtet, weil dieses weniger durch Gesetz 

als erheblich durch die Rechtssprechung geprägt ist. 
 

76 



 

“Bewährung“ im laufbahnrechtlichen Sinn liegt vor, wenn 
die an den Beschäftigten gestellten Anforderungen erfüllt 
werden. Der dabei notwendige Erfüllungsgrad kann mit 
Blick auf die laufbahnrechtliche Maßnahme variieren. So 
sind an die Erfüllung der Anforderungen für die Bewäh-
rung in einem höherwertigen Amt zwecks Beförderung 
(§ 9 Abs. 1 S. 1 HmbLVO) höhere Maßstäbe anzulegen, 
als bei der Bewährung in den „Aufgaben der Laufbahn“ 
zur erfolgreichen Ableistung der Probezeit (§ 6 Abs. 1 
S. 2 HmbLVO). Denn die/der Beschäftigte kann zur 
Wahrnehmung der Laufbahnaufgaben nach der Probe-
zeit auch dann „in der Lage“ sein, wenn sie/er trotz fest-
zustellender Schwächen noch das Mindestmaß der für 
ihre/seine Laufbahn definierten Anforderungen erreicht 
und eine schrittweise weitere Verbesserung des Leis-
tungsniveaus zu erwarten ist. Dagegen ist ein berufli-
cher Aufstieg durch Beförderung gerade an die Progno-
se gekoppelt, dass der Beschäftigte die Aufgaben des 
ihm übertragenen höherwertigen Amtes umfassend zu 
erfüllen vermag und sich damit vom Kreis der Mitbewer-
ber und vom Anforderungsniveau in seinem bisherigen 
Statusamt deutlich abhebt. Noch höher ist der Anspruch 
an eine Bewährung anlässlich einer vorzeitigen Beendi-
gung der Probezeit (§ 7 Abs. 2 HmbLVO). Denn während 
die anlässlich einer Beförderung bereits nach 6 Monaten 
zu treffende Bewährungsaussage zwangsläufig noch 
prognostischen Charakter hat und damit auch bei noch 
geringfügigen Abweichungen von den Anforderungen 
erfolgen kann, kommt eine vorzeitige Beendigung der 
Probezeit gerade nur dann in Betracht, wenn schon früh-

zeitig und sicher die vollständige Erfüllung der Anforde-
rungen festzustellen ist.  
 
Das bedeutet: 

⇒ Bewährung in der Probezeit (§ 6 Abs. 1 HmbLVO) 
liegt i. d. R. auch dann vor, wenn in der Gesamtbe-
trachtung der Beurteilung die Anforderungen nur 
„mit Einschränkungen“ oder „im Wesentlichen“ 
erfüllt sind. Die Einschätzung des Beurteilers muss 
aber auf Basis der positiv beurteilten Kriterien die 
Prognose ergeben, dass bestehende Mängel beho-
ben werden können und damit künftig die vollum-
fängliche Erfüllung der Anforderungen möglich ist.  

⇒ Bewährung zwecks Beförderung (§ 9 Abs. 1 S. 1 
HmbLVO) ist auch dann anzunehmen, wenn in der 
Gesamtbetrachtung die Anforderungen nur „im We-
sentlichen“ erfüllt sind, nicht jedoch bei einer Erfül-
lung „mit Einschränkungen“. Auch hier gilt, dass auf-
grund positiver Bewertungen die Prognose einer 
künftigen Aufgabenerfüllung „in vollem Umfang“ 
möglich sein muss. 

⇒ Eine zur Verkürzung der Probezeit erforderliche 
„entsprechende Leistung“ (§ 7 Abs. 2 HmbLVO) ist 
nur anzunehmen, wenn die Anforderungen nach der 
Gesamtbetrachtung der Kriterien bereits „im vollen 
Umfang“ erfüllt werden. Eine bessere Bewertung 
wird während der Probezeit in aller Regel auch nicht 
möglich sein. 

 
 

Übertrifft die 
Anforderungen 
in besonderem 

Maß

Übertrifft die 
Anforderungen 

Entspricht den 
Anforderungen 

in vollem Umfang 

Entspricht im 
Wesentlichen 

den 
Anforderungen

Entspricht den 
Anforderungen 

mit 
Einschränkungen

Bewährung Probezeit (§ 6 I 2 HmbLVO)

Bewährung Beförderung (§ 9 I 1 HmbLVO)

Entspricht 
nicht den

Anforderungen 

Verkürzung Probezeit (§ 7 II HmbLVO)

 
 

 
Die zur Feststellung der Bewährung notwendige Ge-
samtbetrachtung findet allerdings nicht als bloße Auf-
rechnung im Sinne eines Ausgleichs von weniger guten 
durch bessere Bewertungen statt. Werden Anforderun-
gen nicht erfüllt, die für den Arbeitsplatz als besonders 
wichtig gekennzeichnet wurden, so kann auch durch 
Kumulation mit anderen, die Anforderungen übertreffen-

den Kriterien, regelmäßig keine Bewährungsfeststellung 
getroffen werden. Im Rahmen prognostischer Aussagen 
über die künftige Erfüllung der Anforderungen liegt es 
auch in der unvermeidbar subjektiven Bewertung des 
Erstbeurteilers, welches Gewicht er hierbei den noch 
festgestellten Verbesserungsbedarfen und den ggf. über 
den Anforderungen liegenden Kriterien beimisst.  
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Zwischen 
dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 

als oberste Dienstbehörde, vertreten durch das - Personalamt - 
einerseits 

und 
dem DBB Hamburg 

- Beamtenbund und Tarifunion - 
sowie 

dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
- Bezirk Nord - 

als Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverbände des Öffentlichen Dienstes 
andererseits 

wird gemäß § 94 des Hamburgischen Personalvertretungsgesetzes 
folgende Vereinbarung getroffen: 

 
R e f o r m  d e s  B e u r t e i l u n g s w e s e n s  

 
Präambel 

Der Senat und die Spitzenorganisationen der Gewerk-
schaften und Berufsverbände haben sich intensiv mit der 
Frage einer Reform des Beurteilungswesens auseinan-
dergesetzt. Sie stimmen grundsätzlich darin überein, 
dass das seit 1969 bestehende Beurteilungssystem für 
die hamburgische Verwaltung nach folgenden Maßgaben 
verbessert und modernisiert werden soll.  
 
Der Senat knüpft an ein modernes Beurteilungswesen 
die Ziele, 
¾ die an die Beschäftigten im Rahmen des bereits vor 

mehreren Jahren eingeleiteten Prozesses der Verwal-
tungsmodernisierung heute und in den kommenden 
Jahren gestellten Anforderungen in den verschiede-
nen Anforderungs-/Kompetenzbereichen zu erfassen 
und transparent zu machen, 

¾ eine transparente und faire Grundlage für Auswahl- 
und Beförderungsentscheidungen zu bilden, 

¾ die Rolle des Beurteilungswesens für die Personal-
entwickung der Beschäftigten zu stärken, 

¾ die inhaltliche Auseinandersetzung um Anforderun-
gen und Beurteilungsmaßstäbe zu fördern und so die 
Beurteilungskultur in der hamburgischen Verwaltung 
zu verbessern. 

 
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Freien und 
Hansestadt Hamburg steht insoweit ein Anspruch auf 
Beurteilung im Rahmen der vereinbarten Beurteilungs-
richtlinien zu. 
 
Bei alledem verkennt der Senat nicht, dass jedes noch so 
gute Beurteilungssystem nicht zu absolut objektiven 
Aussagen über die Leistungen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter führen kann, sondern immer seine Grenzen in 
der subjektiven Wahrnehmung der Beurteilenden und der 
Beurteilten hat.  
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

Gegenstand der Vereinbarung sind: 
¾ die Richtlinien über die Beurteilung der Beschäf-

tigten der Freien und Hansestadt Hamburg 
(BeurtRL-FHH) (Anlage 1), 

¾ der Beurteilungsvordruck ( Anlage 2) 

¾ sowie der dem Beurteilungsverfahren zugrunde lie-
gende Merkmalkatalog, der eine verbindliche inhalt-
liche Beschreibung der Kriterien umfasst und auf die-
ser Basis das Risiko der individuellen Interpretation 
einzelner Kriterien mindern soll (Anlage 3). 

 
§ 2 

Unterstützung der Umsetzung der Reform 
des Beurteilungswesens 

(1) Die Einführung des neuen Beurteilungssystems wird 
über ein Einführungskonzept vorbereitet, das die umfas-
sende Information aller Beschäftigten leistet, sowie über 
eine zentral und dezentral aufeinander abgestimmte 
Qualifizierungsstrategie. 
 
Elemente dieses Einführungskonzeptes sind  
¾ zentral angebotene und verbindliche Train-the-

Trainer-Seminare für interne und externe Dozentin-
nen und Dozenten, 

¾ zentral angebotene Multiplikatorenschulungen, die 
interne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Lage 
versetzen, Informationsveranstaltungen in ihren Be-
hörden durchzuführen,  

¾ zentral angebotene Seminare für die Personalabtei-
lungen, Ausbildungsleitungen und andere fachliche 
Multiplikatoren, 

¾ zentral angebotene Seminare für Beurteilende als 
Ergänzung zu der jeweiligen dezentralen Einfüh-
rungsstrategie, 

¾ Aufbau einer Informationsseite im Wissensportal, in 
der auf die wichtigsten Informationen und Fragestel-
lungen eingegangen wird, 

¾ schriftliche Erstinformation aller Beschäftigten über 
das Instrument eines Flyers. 

 
Die einzelnen konkreten Seminarkonzepte werden den 
Spitzenorganisationen vor Beginn der Veranstaltung 
zugeleitet. 
 
(2) Über die Einführungsstrategie hinaus werden im 
Rahmen der Zentralen Fortbildung regelmäßig Seminare 
für Beurteilerinnen und Beurteiler angeboten. Über das 
Mengenkontingent verständigen sich der Senat und die 
Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufs-
verbände regelmäßig im Rahmen der jährlichen Termin-
planverhandlungen.  
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(3) Auch im Hinblick auf die Frage, welche Aufgabe und 
Funktion Beurteilungskonferenzen nach Nr. 3.3 der Richt-
linien haben, und wie diese organisiert werden sollten, 
werden im Rahmen der Zentralen Fortbildung regelmäßig 
Veranstaltungen angeboten.  
 

§ 3 
Information der Spitzenorganisationen bei 

abweichenden oder ergänzenden Regelungen 

Sollen gemäß Nr. 1.1 Abs. 3 BeurtRL-FHH mit Zustim-
mung der obersten Dienstbehörde abweichende oder 
ergänzende Regelungen durch Dienstvereinbarung ge-
troffen werden, so erhalten die Spitzenorganisationen 
diese Vereinbarung vor Abschluss zur Kenntnis. 
 

§ 4 
Schlussbestimmungen 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. September 2004 in 
Kraft. Sie kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist 
von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. Bei einer Kündigung wirkt diese Ver-
einbarung bis zum Abschluss einer neuen Vereinbarung 
nach. 
 
(2) Es besteht zwischen dem Senat und den Spitzenor-
ganisationen Einvernehmen darüber, dass die Behörden 
und Ämter nach Ablauf des ersten Beurteilungsintervalls 
für die Regelbeurteilung, frühestens jedoch zum 
1.1.2009, dem Personalamt über die Erfahrungen mit der 
Anwendung der Beurteilungsrichtlinien berichten. Auf der 
Grundlage der Erfahrungsberichte sind  die Richtlinien 
gemeinsam mit den Spitzenorganisationen der Gewerk-
schaften und Berufsverbände gegebenenfalls weiterzu-
entwickeln; ein Zwischenbericht wird den Spitzenorgani-
sationen drei Jahre nach In-Kraft-Treten der Richtlinien 
vom Personalamt vorgelegt. 
 
(3) Zweifel über die Einhaltung dieser Vereinbarung sol-
len durch direkte Kontaktaufnahme der Partner dieser 

Vereinbarung ausgeräumt werden. Reicht dieses Verfah-
ren im Einzelfall nicht aus, treten die Partner dieser Ver-
einbarung zusammen.  
 
 
Protokollnotizen 

1. Die Spitzenorganisationen geben zu Protokoll: 
"Kants Kritik der Urteilskraft gilt auch für diese Beur-
teilungsrichtlinien: Die Subjektivität von wertenden Ur-
teilen ist notwendiger Maßen bedingt. Es gewinnt die 
Subjektivität allerdings eine kritische Größe, wenn 
vorgegebene Normen die subjektive Bedingung des 
Erkennens verschleiern. Gerade die in einem Verfah-
ren vorgegebenen Wertnormungen stehen dem Be-
mühen um Objektivität entgegen. Insofern können 
Beurteilungen nicht alleinige Grundlage für Personal-
entscheidungen sein." 

 
2. Der Senat und die Spitzenorganisationen sind sich 

darin einig, dass, wenn es zu einer späteren Einfüh-
rung monetärer Leistungsanreize kommt, es einer 
gesonderten Vereinbarung bedarf, in der die der Ge-
währung zu Grunde liegenden Verfahrensgrundsätze 
zu regeln sind. 

 
Hamburg, den 26. Mai 2004 
 
Freie und Hansestadt  
Hamburg 
Für den Senat gez. 
 Gerd Tiedemann 
gez. DBB Hamburg 
Dr. Volkmar Schön Beamtenbund und Tarifunion 
 
 gez. 
 Carlos Sievers 
 Deutscher Gewerkschafts- 
 bund 
 – Bezirk Nord – 
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Zwischen 
dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 

als oberste Dienstbehörde, vertreten durch das - Personalamt – 
einerseits 

und 
dem dbb hamburg 

– beamtenbund und tarifunion – 
sowie 

dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
- Bezirk Nord - 

als Spitzenorganisation der Gewerkschaften und Berufsverbände des Öffentlichen Dienstes 
andererseits 

wird gemäß § 94 des Hamburgischen Personalvertretungsgesetzes  
in Ergänzung  

der Vereinbarung zur 
 

R e f o r m  d e s  B e u r t e i l u n g s w e s e n s  
v o m  2 6 .  M a i  2 0 0 4  

folgende Vereinbarung getroffen: 
 

1. Vorbemerkung 

Nach § 4 Absatz 2 der Vereinbarung zur Reform des 
Beurteilungswesen vom 26. Mai 2004 werden die Behör-
den und Ämter nach Ablauf des ersten Beurteilungsinter-
valls für die Regelbeurteilung, frühestens jedoch zum 
01.01.2009, dem Personalamt über die Erfahrungen mit 
der Anwendung der Beurteilungsrichtlinien berichten; ein 
Zwischenbericht des Personalamtes soll den Spitzenor-
ganisationen drei Jahre nach In-Kraft-Treten der Richtli-
nien vom Personalamt vorgelegt werden. Dabei ist für die 
Spitzenorganisationen und den Senat von besonderer 
Bedeutung, den Anspruch nach Einhaltung eines ein-
heitlichen Bewertungsmaßstabs zu erfüllen. Um Fehl-
entwicklungen zu vermeiden, müssen die Behörden und 
Ämter frühzeitig erkennen können, ob ihre  Beurteilungen 
auch bei behördenübergreifender Betrachtung  die Ein-
heitlichkeit der Maßstäbe wahren. Dazu ist es nicht er-
forderlich, personenbezogene Daten zentral zu verarbei-
ten. Zielführend ist die Absplittung der Maßstabsdaten 
aus den Beurteilungen in Zusammenarbeit von Beurtei-
lern und der zuständigen  Personalverwaltung der jewei-
ligen Behörde, also dem Beteiligtenkreis, der ohnehin – 
geschützt durch die uneingeschränkt  geltenden organi-
satorischen und verfahrensbezogenen Regelungen und 
technischen Ausprägungen der hamburgischen Perso-
nalverwaltung – mit der Erstellung bzw. Bearbeitung von 
Beurteilungen befasst ist. Zur zielgerechten Entwicklung 
des Neuen Beurteilungswesens und zur Erstellung eines 
aussagekräftigen Zwischenberichts bedarf es  im Rah-
men der Evaluation einer fortlaufenden flächendecken-
den Erhebung der aus den Beurteilungen abgesplitteten 
anonymisierten Maßstabsdaten (Sachdaten). Dieses 
Verfahren ist effizient nur mit Hilfe automatisierter Daten-
verarbeitung möglich, deren Anwendung den Mitbestim-
mungstatbestand des § 86 Abs. 1 Nr. 4 HmbPersVG 
erfüllt und die datenschutzrechtliche Zulässigkeit der 
Übermittlung der erforderlichen Daten voraus setzt. Die-
sen Anforderungen nachzukommen, ist Zweck dieser 
Vereinbarung.  
 
Zu unterstreichen ist, dass die Erfassung der Maßstabs-
daten sowohl für den bereits  vereinbarten Zwischenbe-
richt als auch für den späteren Erfahrungsbericht nach 
der geltenden § 94-Vereinbarung zum neuen Beurtei-
lungswesen nur eine von verschiedenen Erkenntnisquel-
len bilden können. Es bedarf weiterer Erfahrungswerte 

über die Wirkungen des Neuen Beurteilungswesens. Die 
Vertragspartner sind sich einig darüber, dass sie zu ge-
gebener Zeit zusammenkommen werden, um sich über 
Inhalte des Erfahrungsberichts miteinander zu verständi-
gen 
 
2. Verfahren zur Sachdatenerhebung (Beurtei-

lungsmaßstäbe, Statistikdaten) 

2.1 Bei allen Beurteilungen, die ab dem Stichtag 
01.04.2006 abgegeben werden (Datum der Beurtei-
lung), wird ein Teil der erhobenen Daten separiert. 
Dabei handelt es sich um die in der Beurteilung 
verwendeten Prädikate, nicht um die personenbe-
zogenen Daten. Außerdem werden jeweils unter-
stützend anonyme Statistikdaten zugeordnet. Die 
Daten werden an das Personalamt weitergegeben. 
Die genauen Daten ergeben sich aus Anlage 1, die 
Bestandteil dieser Vereinbarung ist. 

 
2.2 Die Datenerhebung bei Beurteilern bzw. den zu-

ständigen  Personalabteilungen   geschieht auf un-
terschiedlichen Wegen, je nach technischer Aus-
stattung der Arbeitsplätze (vgl. „Vereinbarung nach 
§ 94 HmbPersVG über den Prozess zur Einführung 
und Nutzung von Bürokommunikation und zur Ent-
wicklung von E-Government“ vom 10. September 
2001 [§ 94er-Vereinbarung Bürokommunikation]). 
Bei allen Varianten trennt die jeweils zuständige 
Personalstelle die Evaluations- und Statistikdaten 
von den in der Beurteilung enthaltenen personen-
spezifischen Daten. An das Personalamt weiterge-
leitet werden nur die anonymisierten Daten. Die je-
weils erforderlichen Schritte ergeben sich aus der 
Prozessbeschreibung gemäß Anlage 2, die Be-
standteil dieser Vereinbarung ist. 

 
3. Auswertungen der anonymisierten Daten 

Das Personalamt wertet die anonymisierten, lediglich auf 
die Organisationsebenen Behörde/Amt (bei großen Be-
hördenzusätzlich: Abteilung) beziehbaren Daten zur 
Maßstabsanwendung aus und stellt die Ergebnisse in 
einem auf die gesamte hamburgische Verwaltung bezo-
genen Koordinatensystem dar (bewegt Organisationsein-
heit x sich in ihrer Maßstabsanwendung innerhalb oder 
außerhalb der zu erwartenden „Normalverteilung in der 
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Leistungsbewertung“?). Die behördenspezifischen ag-
gregierten und anonymisierten Aussagen aus der zentra-
len Auswertung der Maßstabsanwendungen werden den 
Behörden durch das Personalamt  jeweils für ihren eige-
nen Bereich zur weiteren Orientierung in der Anwendung 
des neuen Beurteilungswesens zur Verfügung gestellt. 
Die internen Zugriffsregeln auf diese Auswertungen wer-
den vorgegeben; sie orientieren sich an den bestehen-
den Regelungen und Strukturen für das Personalbe-
richtswesen, das bedeutet, die Empfängerkreise sind 
legitimierte Personalentwickler bzw. Mitarbeiter der Per-
sonalverwaltung, die die Erkenntnisstände der Auswer-
tungen  über die horizontalen und vertikalen Beurteiler-
konferenzen einbringen können. 
 

Die Beteiligungsrechte der Personalräte bleiben insoweit 
unberührt.  
 
Hamburg, den 24.01.2006  
 
Freie und Hansestadt Hamburg 
für den Senat 
 
Dr. Volker Bonorden dbb Hamburg 
 beamtenbund und tarifunion 
 
 Deutscher Gewerkschafts- 
 bund 
 – Bezirk Nord – 

 
Anlage 1 

zur Vereinbarung nach § 94 HmbPersVG vom 24.01.2006 zur Ergänzung der Vereinbarung 
zur Reform des Beurteilungswesens v o m  2 6 .  M a i  2 0 0 4  

 
Zu erfassende Daten / Kriterien zur Evaluation des Beurteilungswesens nach 
Nr. 2.2 der Vereinbarung 
 
Kategorien / Kriterien 
Ausprägung 
– 6 Kategorien sowie die 17 + 4 Kriterien des Beur-

teilungswesens  
– nach den 6 möglichen Beurteilungsstufen 
– Wichtigkeit des Kriteriums 
 
Quelle: Beurteilung  
Zielort: Evaluationsbogen 
 
Kategorien zu den beiden Potential-Bereichen  
Ausprägung  

Die beiden Potenzialbereiche (fachliches und sonsti-
ges Potenzial; Führungspotenzial) und ihre Ausprä-
gungen sollen erfasst werden. 

– Fachliches und sonstiges Potenzial 
– Potenzialeinschätzung nicht möglich/ entfällt 
– Weitere Entwicklungsmöglichkeiten in der jetzigen 

Aufgabe 
– Potenzial für andere/erweiterte Aufgaben 
– Potenzial für höherwertige Aufgaben 
– Führungspotenzial 
– Einschätzung nicht möglich 
– Führungspotenzial für erste Führungsaufgabe 
– Führungspotenzial für nächst höhere Ebene 
– Führungspotenzial für weitere Ebenen 
 
Ziel: Erkennen können, in welchen Organisati-

onsbereichen Potenzialträger sind, die bei 
Bedarf über die Vorgesetzten angesprochen 
werden können.  

Quelle: Beurteilung  
Zielort: Evaluationsbogen 
 
Geschlecht 
Ausprägungen 
– Mann 
– Frau 
Ziel: Erkennen können, ob es zu Bewertungsun-

terschieden zwischen Männern und Frauen 
gekommen ist.  

Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
Fälligkeit der Beurteilung 
Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
Beurteilungsgrund 
Ausprägung  
– Anlassbeurteilung 
– Regelbeurteilung  
 
Es soll zwischen den Beurteilungsarten in Anlass- 
und Regelbeurteilung unterschieden werden. Eine 
weitere Differenzierung in Anlassarten sollte aus 
pragmatischen Gründen nicht vorgenommen werden. 
 
Ziel: Erkennen können, ob es Bewertungsunter-

schiede zwischen Anlass- und Regelbeurtei-
lungen gibt. 

Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
Eingruppierung 
Ausprägung 
– Vergütungs-,  
– Besoldungs- bzw.  
– Lohngruppe 
 
Die Laufbahngruppe soll nicht gesondert unterschie-
den werden, da sie aus der Vergütungs- und Besol-
dungsgruppe ableitbar ist. 
 
Ziel: Erkennen können, ob es Bewertungsunter-

schiede zwischen den verschiedenen Lauf-
bahngruppen gibt. 

Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
Beschäftigungsart 
Ausprägungen 
Es soll erfasst werden, ob der/die Beurteilte in Voll- 
oder Teilzeit tätig war. Eine weitere Differenzierung 
ist nicht notwendig. 
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– Vollzeit 
– Teilzeit 
 
Ziel: Erkennen können, ob es Bewertungsunter-

schiede zwischen Teilzeit- und Vollzeitbe-
schäftigten gibt.  

Quelle PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
PAISY-Firma und Organisationseinheit 
Die Organisationsmerkmale sollen die ersten beiden 
Ebenen (Behörde, Amt) umfassen, bei großen Behör-
den ggf. auch die 3. Ebene (Abteilung). 
 
Ziele: Bereiche erkennen können, in denen die Beur-

teilung einzelner Kategorien /Kriterien weit 
vom Durchschnitt abweichen, um Hinweise 
zum Umgang mit dem Thema Maßstäblichkeit 
zu bekommen. Dabei dürfen die Bereiche nicht 
zu klein sein, um einen Rückschluss auf ein-
zelne Beurteilende auszuschließen.  

Ein Richtwert sollte hier – wenn überhaupt - zunächst 
der durchschnittliche Hamburg-Wert sein. Nach 1-2 
jähriger Erfahrung sollte das Vorgehen nochmals 
überprüft werden. 
 
Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
AB-Schlüssel (ausgeübter Beruf) 
Ausprägung 

Gemäß Schlüsselverzeichnis 
 
Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 
 
Datum der Beurteilung 
Quelle: PAISY 
Zielort: Statistikbogen NBW 

Anlage 2 

zur Vereinbarung nach § 94 HmbPersVG vom ........ zur Ergänzung  
der Vereinbarung zur Reform des Beurteilungswesens v o m  2 6 .  M a i  2 0 0 4   

 
Prozessbeschreibung der Datenerfassung 

 
1. Beurteilende, die über die Erweiterte Sicherheit im 

E-Mail-Verkehr verfügen, erhalten von ihrer Perso-
nalstelle per Mail verschlüsselt das Beurteilungsfor-
mular mit den bereits automatisch ausgefüllten 
Stammdaten des zu Beurteilenden. Aus Teilen dieser 
Daten wird später der Statistikbogen (siehe Anlage 1) 
gefüllt. Die Erstbeurteilenden schicken ihre abge-
stimmte und unterschriebene Beurteilung an die Per-
sonalstelle wie bisher. Daneben senden sie das aus-
gefüllte Exemplar unter Nutzung der Erweiterten Si-
cherheit an die Personalstelle. Die Personalstelle löst 
in dem elektronischen Exemplar eine Funktion aus, 
die automatisch die Daten für den Evaluationsbogen 
und den Statistikbogen generiert und diese ver-
schlüsselt an ein Funktionspostfach im Personalamt 
schickt. Das Auswertungsprogramm des Personal-
amts greift direkt auf diese verschlüsselten Daten zu. 
Diese technische Lösung wird voraussichtlich bis zum 
Frühjahr 2006 zur Verfügung stehen. 

 
2. Sofern die Beurteilenden noch nicht über die 

Erweiterte Sicherheit im E-Mail-Verkehr verfügen, 
laden sie sich wie bisher das Beurteilungsformular 
aus dem Intranet oder Internet herunter. Das Formu-
lar erzeugt mit dem Ausfüllen der Beurteilung auto-
matisch den Evaluationsbogen, der keine persönli-
chen Daten enthält. Nachdem die Beurteilung mit der 
Zweitbeurteilerin bzw. dem Zweitbeurteiler abge-
stimmt und mit der bzw. dem Beurteilten besprochen 
ist, geben die Beurteilerinnen und Beurteiler den aus-
gedruckten Evaluationsbogen zusammen mit der Be-
urteilung in einem geschlossenen Umschlag an ihre 
Personalabteilung. Diese erstellt den anonymen Sta-
tistikbogen und fügt ihn mit dem Evaluationsbogen 
zusammen. 

3. Sofern die Beurteilenden an ihrem Arbeitsplatz 
über keinen Computer verfügen und somit nicht 
in der Lage sind, die Beurteilung elektronisch zu 
erstellen, erhalten sie den Beurteilungsbogen mit der 
ausgefüllten ersten Seite und einer Erläuterung zum 
Ausfüllen des Evaluationsbogens von der Personal-
abteilung zugeschickt, füllen wie bisher den Vordruck 
manuell aus, stimmen ihn mit der Zweitbeurteilerin/ 
dem Zweitbeurteiler ab und schicken die abgestimmte 
und unterschriebene Beurteilung und den Evaluati-
onsbogen an die Personalabteilung zurück. Diese er-
stellt den anonymen Statistikbogen und fügt ihn mit 
dem Evaluationsbogen zusammen. 

 
Bei den unter 2. und 3. beschriebenen Varianten werden 
die beiden Datenblätter (Evaluationsbogen und Statistik-
bogen) von der Personalabteilung im geschlossenen 
Umschlag (als vertrauliche Personalsache gekennzeich-
net) an das Personalamt geschickt  und dort durch orga-
nisatorische Maßnahmen so verwahrt, dass ein Miss-
brauch ausgeschlossen wird. Eine nachträgliche Zuord-
nung der Daten zur Person ist nicht möglich. Die Daten-
blätter werden eingescannt, die Daten in geschützten 
Bereichen gespeichert und das Papier anschließend 
vernichtet. Die eingescannten Datensätze werden dann 
vom Auswertungsprogramm des Personalamts eingele-
sen. Die einscannende Stelle wird voraussichtlich das 
Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein 
sein. 
 
 
Bei allen drei beschriebenen Wegen zur Datenerfassung 
werden die gespeicherten Daten unter verschiedenen 
Gesichtspunkten statistisch ausgewertet. Die Anonymi-
sierung bleibt gewährleistet.  
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